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1. Warum die Völker der früh industrialisierten Län der ihre Sicht- und 
Verhaltensweisen ändern müssen 

Die Bevölkerungen früh industrialisierter Länder einschließlich Deutsch-

lands sind auf Wirtschaftswachstum und materielle Wohlstandsmehrung 

fokussiert. Von diesen hängt nicht nur ihr individuelles und kollektives 

Wohl, sondern auch ihre gesellschaftliche und politische Funktionsfähig-

keit ab. Materieller Konsum hat einen hohen Rang und ist wichtiger Sinn-

geber, der viele Lebensbereiche prägt. Die Gesellschaften früh industria-

lisierter Länder sind Konsumgesellschaften, ihre Kultur ist eine Konsum-

kultur.  

Fokussierung ist janusköpfig 

Die Fokussierung auf Wirtschaftswachstum und materielle Wohlstands-

mehrung ist janusköpfig. Einerseits hat sie zu einer menschheitsge-

schichtlich beispiellosen Zunahme der materiellen Gütermenge geführt. In 

Deutschland beispielsweise verfünffachte sich diese pro Kopf der Bevöl-

kerung allein im Zeitraum seit 1950. Andererseits hat sie - menschheits-

geschichtlich nicht minder beispiellos - natürliche Ressourcen, Umwelt 

sowie Individuen und Gesellschaft verschlissen. Europa, einst ein roh-

stoffreicher Kontinent, verfügt heute über nur noch wenige natürliche 

Ressourcen. Weltweit sind große Ackerflächen überdüngt1 sowie mit Pes-

tiziden vergiftet und die Meere überfischt.2 Die Schadstoffbelastung der 

Atmosphäre sowie der CO2-Anstieg sind alarmierend.3 Hinzu kommt der 

gesellschaftliche Verschleiß. Zahlreiche Völker früh industrialisierter Län-

der erhalten sich biologisch nicht mehr, der gesellschaftliche Zusammen-

halt ist brüchig geworden und riesige Schuldenberge belasten die Zu-

kunft. 

                                            
1
  Vgl. Rockström u.a. (2009). 

2
  Mittlerweile sind 88 Prozent der europäischen Fischbestände überfischt oder erheblich dezimiert. Vgl. 

Europäische Kommission (2011a). 
3
  Mit 8 Tonnen pro Kopf liegen die CO2-Emissionen in der EU deutlich über dem langfristig verträgli-

chen Pro-Kopf-Wert von 2,7 Tonnen. Vgl. BP (2010) sowie WBGU (2009), S. 3. 
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Nüchtern betrachtet beruht ein Großteil des derzeitigen materiellen Wohl-

stands auf Raubbau, der die Lebensgrundlagen aller beeinträchtigt. Ohne 

diesen Raubbau ließe sich - unter den gegebenen technischen, aber 

auch gesellschaftlichen Bedingungen - die derzeitige Konsumkultur nicht 

aufrechterhalten. 

Kennzeichnend für diese Kultur ist ein möglichst hoher und schneller Um-

satz von Gütern und Diensten. Entsprechend groß ist auch der Vertriebs- 

und Werbeaufwand, der nicht zuletzt dazu dient, ständig neue Bedürfnis-

se zu wecken.4 Unzufriedenheit mit dem jeweils Bestehenden ist eine 

wichtige Voraussetzung für das Fortbestehen dieser Kultur.  

Noch wichtiger ist allerdings, dass diejenigen, die die neu geweckten Be-

dürfnisse am raschesten zu befriedigen vermögen, besondere gesell-

schaftliche Wertschätzung erfahren. Dies gilt weithin als Ausweis von Er-

folg und sozialem Status. Umgekehrt geraten alle, die sich forciertem 

Konsum entziehen, leicht an den Rand der Gesellschaft. In gewisser 

Weise stören sie deren Wertemuster und lange geübten Verhaltenswei-

sen. Vorhandenes ausgiebig zu nutzen und sich nicht immerfort Neuem 

zuzuwenden, wird als fortschrittshemmend und mithin nicht zeitgemäß 

angesehen. In der Konsumkultur liegen Ver- und Entsorgung dicht bei-

einander.5 

Diese Flüchtigkeit der Waren- und Güterwelt prägt weite Teile auch der 

Gesellschaft. Da der Einzelne seine soziale Stellung und sein Selbstwert-

gefühl in erheblichem Umfang aus seinem Beitrag zur Produktion und 

zum Konsum von Diensten und materiellen Gütern ableitet, erscheinen 

nicht-monetäre Leistungen, namentlich aber gelungene zwischenmensch-

liche Beziehungen nachrangig. Ausschlaggebend ist seine Rolle als Pro-

                                            
4
  2010 wurden in Zeitungen, Magazinen, Kinos sowie in Radio, Fernsehen, Internet und auf Plakatwän-

den weltweit schätzungsweise 456 Milliarden Dollar für Werbung ausgegeben. Vgl. Denkwerk Zukunft 
(2010a), Denkzahl Mai; in Deutschland allein etwa 44 Milliarden Euro. 

5
  Vgl. Bauman (2009), S. 45. 
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duzent und Konsument. Dauerhafte zwischenmenschliche Beziehungen 

sind in einem solchen Umfeld schwierig.6 

Auch das Wesen menschlicher Arbeit wurde durch diese Kultur verän-

dert. Zwar diente Arbeit zu allen Zeiten dem Erwerb eines Lebensunter-

halts. Doch zugleich mühte sich der Mensch, sich durch sie zu entfalten 

und selbst zu verwirklichen. In der heutigen Konsumkultur ist dieser As-

pekt für viele in den Hintergrund getreten. Für sie hat eine Erwerbsarbeit, 

die die rege Beteiligung am Konsum ermöglicht, ihren Zweck erfüllt.  

Entsprechend dienen auch die sozialen Sicherungssysteme weniger der 

sozialen Sicherheit als vielmehr der Beteiligung von Nicht-Erwerbstätigen 

am Konsum.7 Ist dieser gewährleistet, endet ihre Aufgabenstellung. Die 

Bevölkerung hat sich an diese Verkürzung des Sozialen auf Wirtschaftli-

ches gewöhnt. Was sie von staatlichen Einrichtungen erwartet, ist in ers-

ter Linie die Steigerung oder zumindest Aufrechterhaltung ihrer Konsum-

fähigkeit.  

Diese Einseitigkeit fördert das Ausblenden der negativen Folgen dieser 

Kultur. Erleichtert wird dies durch die hohe Wertschätzung des Augen-

blicks.8 Was verloren gegangen oder für die Zukunft verbaut ist, zählt 

demgegenüber wenig. Vergangenheit und Zukunft spielen in der Kon-

sumkultur nur eine untergeordnete Rolle. Das Heils- und Glücksverspre-

chen ist die unverzügliche Befriedigung soeben geweckter Bedürfnisse.9 

Gegenwärtige Sicht- und Verhaltensweisen verlieren ihre Grundlage 

Das Dilemma: Das Fundament dieser Kultur zerfällt. Es zerfällt physisch, 

weil der generationenlange Raubbau an natürlichen Ressourcen, Umwelt 

sowie Mensch und Gesellschaft an Grenzen stößt. Dies bedeutet, dass 

                                            
6
  Auf die Frage, warum viele Deutsche keine Familie gründen, nennen 58 Prozent der Befragten, dass 

Kinder zu viel Geld kosten, und 51 Prozent, dass Karriere wichtiger ist als Familiengründung. Vgl. Stif-
tung für Zukunftsfragen (2011). 

7
  Dies trifft insbesondere auf die gesetzliche Rentenversicherung und Arbeitslosenversicherung zu. 

8
  Vgl. Bauman. (2009), S. 61. 

9
  Vgl. a.a.O. (2009), S. 64. 
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entweder das Wachstum der Wirtschaft zum Stillstand kommt bzw. das 

Wirtschaftsvolumen sogar schrumpft oder die Wirtschaft zwar weiter 

wächst, dieses Wachstum jedoch nicht länger den materiellen Wohlstand 

mehrt, weil die volkswirtschaftliche Leistungskraft zunehmend durch die 

Beseitigung und Begrenzung bereits angerichteter und zu erwartender 

Schäden gebunden wird.10  

Es zerfällt aber auch psychisch. Die Bevölkerungen früh industrialisierter 

Länder altern rapide und nehmen verbreitet an Zahl ab. Das vermindert 

voraussichtlich ihre Innovations- in jedem Fall jedoch ihre Risikobereit-

schaft. Zunehmend fraglich ist auch, ob und inwieweit alternde und alles 

in allem materiell saturierte Bevölkerungen noch von Glücks- und Heils-

versprechen der Konsumkultur angesprochen werden.11 

Ein dritter Faktor, der diese Kultur untergräbt, ist die manifest gewordene 

Unmöglichkeit, sie durch immer weitere Schulden aufrechtzuerhalten. 

Ohne derartige Schulden hätte sie jedoch schon vor Jahrzehnten ihr We-

sen verändert. Nunmehr ist der Zeitpunkt gekommen, wo die Völker der 

früh industrialisierten Länder weitgehend ohne öffentliche Schulden wirt-

schaften müssen, wenn sie sich nicht ruinieren wollen. Für viele bedeutet 

das, dass sie auf eine weitere Mehrung materiellen Wohlstands nicht 

mehr bauen können. Die Folge: Die Konsumfähigkeit breiter Bevölke-

rungsschichten, die bereits seit geraumer Zeit sinkt,12 wird künftig be-

schleunigt abnehmen.  

                                            
10

  Nach Berechnungen des DIW belaufen sich allein die Kosten des Klimawandels für Deutschland bis 
2050 auf rund 800 Milliarden Euro. Vgl. Kemfert (2007), S. 169 f. 

11
  Umfragen zufolge streben 64 Prozent der unter 30-, aber nur 4 Prozent der über 60-Jährigen nach 

mehr materiellen Gütern. Vgl. Miegel/Petersen (2008), S. 51. 
12

  Von 2000 bis 2008 kam in Deutschland das BIP-Wachstum in Höhe von 9 Prozent nur dem oberen 
Zehntel der Einkommensbezieher zugute. Ihre Einkommen stiegen um 11 Prozent. Die verbleibenden 
90 Prozent hatten dagegen Einkommensstagnation oder -rückgänge zu verzeichnen. Vgl. Denkwerk 
Zukunft (2011a). 



 

 11/76 

2. Erweitertes Wohlstandsverständnis 

Die sinkende Konsumfähigkeit breiter Bevölkerungsschichten dürfte in 

Gesellschaften, die auf Wirtschaftswachstum und materielle Wohlstands-

mehrung fokussiert sind, soziale Spannungen und möglicherweise sogar 

erhebliche Störungen auslösen. Sollen diese vermieden oder zumindest 

gemildert werden, müssen die Grundlagen individueller Zufriedenheit und 

gesellschaftlicher Funktionsfähigkeit den veränderten Bedingungen an-

gepasst werden. Hierfür ist eine Vielzahl von Maßnahmen erforderlich, 

die allerdings - gerade in demokratisch verfassten Gemeinwesen - eine 

gemeinsame Voraussetzung haben: die Neuausrichtung überkommener, 

individueller und kollektiver Sicht- und Verhaltensweisen.  

Besonders bedeutsam ist hierbei die Erweiterung eines Wohlstandsver-

ständnisses, das über Generationen hinweg weitgehend auf Materielles 

verengt worden ist. Zwar wird materieller Wohlstand auch künftig wichtig 

bleiben, aber sein Erhalt und seine Mehrung werden keine hinreichende 

Antwort mehr auf die Sinnfrage erlauben. Immer mehr Menschen werden 

nämlich die Erfahrung machen, dass dieses bisherige Glücks- und Heils-

versprechen früh industrialisierter Länder in zweifacher Hinsicht nicht län-

ger eingelöst wird. Zum einen steigt ihr materieller Wohlstand nicht mehr 

und zum anderen machen materielle Wohlstandssteigerungen die meis-

ten nicht mehr zufriedener, geschweige denn glücklicher.13  

Immaterielle Wohlstandsformen 

Damit rücken immaterielle Wohlstandsaspekte verstärkt in den Fokus der 

Aufmerksamkeit. An ihrer Spitze steht vermutlich die Wiederentdeckung 

der Zeit oder genauer: der bewusst erfahrenen Lebenszeit - der Zeit für 

sich selbst und andere, aber auch der Zeit, um sich an der Natur und den 

Künsten zu erfreuen, sich zu bilden und seinen Horizont zu weiten, eine 

Fremdsprache zu erlernen, Sport zu treiben, müßig zu sein oder sich am 

politisch-gesellschaftlichen Leben zu beteiligen. Das alles ist bis heute - 

                                            
13

  Vgl. IfD-Allensbach (2009), S. 5 f. sowie Easterlin u.a. (2010). 
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auch wenn es stets eine gewisse Rolle gespielt hat - bei vielen überlagert 

von einem ausgeprägten Konsum- und Besitzstreben. Das dominierende 

Wohlstandsverständnis ist nach wie vor materiell geprägt.  

Das strahlt in andere Lebensbereiche aus. So bemisst sich das Selbst-

wertgefühl vieler Menschen vornehmlich an materiellen Attributen - an der 

Art, wie sie sich kleiden oder wohnen können, an der Automarke oder 

dem Aufwand für die Urlaubsreise. Gute zwischenmenschliche Bezie-

hungen, Fürsorge für andere, Schutz der Umwelt und der natürlichen 

Ressourcen, interessante Freizeit- und künstlerische Aktivitäten und ähn-

liches mehr zählen demgegenüber vergleichsweise wenig. Trotz einer oft 

gegenteiligen Rhetorik gilt in den Augen vieler ein Leben zumeist erst 

dann als gelungen, wenn es wirtschaftlich erfolgreich ist. Wirtschaftlicher 

Erfolg deckt in materiell fokussierten Gesellschaften eine Fülle sonstiger 

Defizite zu.  

Gefördert wird diese Fokussierung ferner durch den Umstand, dass ins-

besondere in demokratisch verfassten Gemeinwesen Gleichheit ein ho-

hes Gut ist, diese Gleichheit jedoch im materiellen Bereich leichter zu er-

reichen oder zumindest einsichtiger in Aussicht zu stellen ist als im imma-

teriellen. Durch Arbeit, Transfers und glückliche Fügungen lassen sich 

materielle Unterschiede in gewissem Umfang einebnen. Wenn dies ge-

wollt ist, lassen sie sich sogar ganz beseitigen. Im immateriellen Bereich 

ist dies hingegen nicht bzw. nur innerhalb enger Grenzen möglich. Denn 

intellektuelle, künstlerische oder unternehmerische Begabungen sind  

ebenso ungleich verteilt wie körperliche Fähigkeiten oder soziale Kompe-

tenzen. Deshalb ist in auf Gleichheit bedachten Gesellschaften die Nei-

gung groß, immaterielle Wohlstandsattribute nicht allzu deutlich in Er-

scheinung treten zu lassen. Das aber ist bei der notwendigen Erweiterung 

des Wohlstandsverständnisses unumgänglich.  

Umso wichtiger ist es, dass bei einem allgemeinen Rückgang des mate-
riellen Wohlstands nicht auch noch in diesem Bereich die Unterschiede 
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zwischen Individuen und Gruppen größer werden.14 Diese Gefahr besteht 
nicht zuletzt deshalb, weil die öffentliche Hand abnehmend in der Lage 
sein wird, die Höhe der bisherigen Transfers, die heute erheblich zum 
Ausgleich von Einkommen und Vermögen beitragen, aufrechtzuerhalten.  

Einkommensstarke werden daher stärker noch als bisher diese Aus-
gleichsfunktion übernehmen müssen - sei es mittelbar durch höhere 
Steuern und Abgaben, sei es unmittelbar durch größeres bürgerschaftli-
ches Engagement. Dabei ist absehbar, dass gegen ersteres Widerstand 
geleistet werden dürfte und letzteres in vielen Fällen erst wieder eingeübt 
werden muss. Durch den umfassenden Ausbau des Sozialstaats sind 
nämlich viele Bürger der Übernahme größerer sozialer Verantwortung 
entwöhnt.  

Nachhaltige Wirtschafts- und Lebensformen 

Für ein erweitertes Wohlstandsverständnis unverzichtbar sind schließlich 
Wirtschafts- und Lebensformen, die ungleich nachhaltiger sind als die 
Wirtschafts- und Lebensformen von Konsumkulturen. Während diese auf 
den möglichst raschen Durchsatz von Gütern und Diensten ausgerichtet 
sind, geht es bei einem erweiterten Wohlstandsverständnis vor allem 
auch darum, von materiellen Gütern möglichst wenig zu benötigen. Dar-
über hinaus wird Vorhandenes länger genutzt und - sofern möglich - sein 
Nutzen mit anderen geteilt. Dadurch werden weniger Ressourcen ver-
braucht, die Umwelt geschont und Mensch und Gesellschaft geringer be-
lastet.  

Allerdings sind weite Teile der Gesellschaft auch auf diesen Einstel-
lungswandel bisher kaum vorbereitet. Noch immer ist für die Mehrheit 
"viel zu haben" eher Ausweis von Wohlstand als "wenig zu benötigen". 
Wenn dieses Wenige dann auch noch zu großen Teilen im immateriellen 
Bereich angesiedelt ist, vermögen viele darin keinen Wohlstand mehr zu 
erkennen. Aufgrund generationenlanger Prägungen ist ihre Wahrneh-
mung eine andere. Für sie ist "wenig zu benötigen" gleichbedeutend mit 
"wenig zu haben" und damit ein nicht kompensierter Wohlstandsverlust.  

                                            
14

  Vgl. Ziff. 5.5. 
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3. Hürden des Wandels 

Lebewesen, die sich veränderten Bedingungen ihrer Existenz nicht an-

passen, scheitern. Das Gleiche gilt für menschliche Gesellschaften, Kul-

turen und Zivilisationen. Halten große Bevölkerungsteile dauerhaft an  

überkommenen Sicht- und Verhaltensweisen fest, die im Widerspruch zu 

ihrer veränderten Lebenswirklichkeit stehen, vergehen sie. Ein solches 

physisches oder zumindest kulturelles Vergehen hat es in der Geschichte 

immer wieder gegeben.15  

Eine Wiederholung dessen ist auch in der gegenwärtigen Lage nicht aus-

zuschließen. Wiederum halten viele zäh an tradierten Produktionsmus-

tern, Konsumgewohnheiten und Lebensstilen fest, obwohl deren Voraus-

setzungen entweder schon jetzt nicht mehr gegeben sind oder in abseh-

barer Zeit nicht mehr gegeben sein werden. Das Gewohnte fortzuführen 

hat für sie hohe Priorität. Für viele ist dies ein Wert an sich, für den sie 

gegebenenfalls auch bereit sind, schmerzhafte Opfer zu erbringen.  

Verwundern kann ein solches Verhalten nicht, ist es doch in gewisser 

Weise Ausdruck menschlicher Natur und Gesellschaft. Die Prägungen, 

die Individuen und Völker im Laufe ihrer Entwicklung erfahren, geben ih-

nen nicht nur Orientierung, sondern bilden zu einem Gutteil auch ihre  

Identität. Ihr Denken, Fühlen und Handeln oder pauschaler ihr "Bewusst-

sein" lässt sie sein, wie sie sind, wie umgekehrt ihr "Sein" sie so und nicht 

anders denken, fühlen und handeln lässt.  

Bewusstseinswandel ist Identitätswandel 

Bewusstseinsänderungen von Menschen grenzen deshalb häufig an Per-

sönlichkeitsveränderungen, gegen die sich die meisten aus einsichtigen 

Gründen sperren. Deshalb erlitten auch die zahlreichen Versuche, einen 

"neuen Menschen" zu schaffen, regelmäßig Schiffbruch. Alles in allem 

blieben die Menschen wie sie waren, was nicht heißt, dass sie alle gleich 

                                            

15 Vgl. Leggewie/Welzer (2009), S. 82ff.  
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waren oder sind. Denn die eine menschliche Natur weist stets auch sie 

differenzierende und spezifizierende Eigenheiten auf. 

Menschen von ihren tief verinnerlichten und seit langem praktizierten 

Verhaltensmustern abzubringen, ist folglich äußerst schwierig. Mitunter 

dauert dies Generationen. Nicht wenige meinen sogar, es gelänge nur 

unter dem Eindruck von existentiellen Krisen und Katastrophen. So seien 

die Europäer erst dann bereit gewesen, halbwegs friedlich miteinander zu 

leben, als innerhalb von drei Jahrzehnten über 70 Millionen Menschen in 

mörderischen Kriegen und Repressionen zu Tode gekommen waren.  

Die derzeitige Herausforderung ist hiermit durchaus vergleichbar. Immer 

mehr Individuen und Völker befinden sich in einem existenzbedrohlichen 

Konflikt mit den Potentialen dieser Erde. Aber ähnlich wie zu Beginn des 

20. Jahrhunderts alle Friedensappelle weitgehend ungehört verhallten, 

werden auch heute wieder Mahnungen und Warnungen nach Kräften ne-

giert. Die Einsicht, dass es nicht weitergehen könne und werde wie bis-

her, ist weit verbreitet. Doch Schlussfolgerungen hieraus werden - wenn 

überhaupt - nur recht halbherzig gezogen. 

Enges Zeitfenster 

Dabei ist die Zeit, die den Völkern der früh industrialisierten Länder und 

darüber hinaus der ganzen Menschheit für grundlegende Weichenstel-

lungen verblieben ist, knapp bemessen. Damit beispielsweise die Erder-

wärmung im Vergleich zu 1990 nicht mehr als zwei Grad Celsius zu-

nimmt, muss ein Land wie Deutschland seinen CO2-Ausstoß bis 2020 um 

40 Prozent und bis 2050 um mindestens 80 Prozent vermindern.16 Dass 

dies ein gewaltiger Kraftakt ist, ist offensichtlich. Doch mit jedem Jahr, 

das zusätzlich verstreicht, wird es unwahrscheinlicher, die gesteckten 

Ziele zu erreichen. Entsprechendes gilt für die Sanierung von Böden, 

Binnengewässern und Ozeanen oder den Schutz von Wäldern. Überall 

                                            
16

  Vgl. Bundesregierung (2010a) sowie WBGU (2009), S. 3. 
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drängt die Zeit und die Zweifel wachsen, ob sie überhaupt noch ausreicht, 

das Notwendige zu tun.  

Bewusstseinswandel in der Bevölkerung unterschiedlich weit  

fortgeschritten 

Dennoch ist der Kreis derer, die nicht nur von einer Anpassung an die 

sich ändernden Lebensbedingungen reden, sondern auch ihrer Einsicht 

gemäß handeln, bislang klein.17 Hinsichtlich ihrer Sicht- und Verhaltens-

weisen oder kurz: ihres Bewusstseins kann die Bevölkerung Deutsch-

lands wie anderer wirtschaftlich entwickelter Länder - stark vergröbert - 

vier Gruppen zugeordnet werden: 

- Menschen, die die Notwendigkeit einer nachhaltig veränderten Wirt-

schafts- und Lebensweise erkannt haben und sich entsprechend ver-

halten 

- Menschen, die diese Notwendigkeit zwar erkannt haben, in ihrer Le-

bensführung aber aus Gewohnheit weiter machen wie bisher 

- Menschen, die diese Notwendigkeit zwar ebenfalls erkannt haben,  

aber weitermachen wie bisher, weil sie darauf vertrauen, dass wissen-

schaftlich-technische und andere Innovationen es ermöglichen werden, 

den gewohnten Lebensstil beizubehalten 

- Menschen, die die Notwendigkeit einer nachhaltig veränderten Wirt-

schafts- und Lebensweise entweder negieren oder sogar leugnen. 

Die zahlenmäßige Größe dieser Gruppen ist schwer zu bestimmen. Sie 

schwankt sowohl von Region zu Region als auch im Zeitablauf. Darüber 

hinaus ist sie in hohem Maße ereignisabhängig. So schnellt nach einer 

                                            
17

 So würde einer Umfrage zufolge gerade einmal jeder zehnte Bundesbürger einen Aufpreis von mehr 
als 10 Prozent hinnehmen, wenn Produkte dafür weniger stark zur Klimaerwärmung beitragen. 49 
Prozent der Bevölkerung in Deutschland würden hingegen keinen Aufpreis für klimafreundliche Pro-
dukte akzeptieren, 41 Prozent maximal einen von bis zu 10 Prozent. Vgl. UBA (2010a), S. 39, Tab. 
16. Tatsächlich dürfte der Anteil derer, die mehr zu zahlen bereit sind, aber noch kleiner sein. Denn 
erfahrungsgemäß ist der Anteil derjenigen, die tatsächlich nachhaltig handeln, kleiner als der Anteil 
derjenigen, die dies in Umfragen bekunden.  
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Katastrophe wie im japanischen Atomkraftwerk Fukushima die Zahl der 

Energiebewussten nach oben, um dann allerdings ebenso rasch wieder 

zurückzugehen. Ähnlich verhält es sich beim Öl- oder Gasverbrauch, 

beim schonenden Umgang mit Böden, Luft und Wasser oder beim Kon-

sum von Fleisch, Fetten, Zucker und anderen Nahrungsmitteln.  

Vieles spricht jedoch dafür, dass die zweite und dritte Gruppe, die im 

Gewohnten Verharrenden und die Innovationsgläubigen, die große Mehr-

heit bilden. Demgegenüber nimmt die erste Gruppe, nämlich diejenigen, 

die ihren Einsichten entsprechend handeln, allmählich an Zahl zu, wäh-

rend die vierte Gruppe, die Leugner und Negierer, im Schwinden begrif-

fen sein dürfte.18 Jedenfalls tritt sie in der Öffentlichkeit abnehmend in Er-

scheinung. Das aber heißt: Der entscheidende Schritt auf dem Weg zu 

einer Wirtschafts- und Lebensweise, die der veränderten Wirklichkeit ge-

mäß ist, ist bei den meisten nicht fehlende Erkenntnis, sondern die Unfä-

higkeit, der Erkenntnis gemäß zu handeln.  

Dies dürfte vor allem fünf Gründe haben: 

3.1 Herausforderungen scheinbar unbestimmt und fern 

Auch wenn die meisten mittlerweile erkannt haben, dass ihre tradierten 

Sicht- und Handlungsweisen weder zukunfts- noch verallgemeinerungs-

fähig sind, stehen namentlich in den früh industrialisierten Ländern die 

wenigsten unter existentiellem Druck, ihr Verhalten entsprechend zu än-

dern. Die Herausforderung erscheint der Mehrheit so unbestimmt und 

fern, dass sie gewissermaßen nur die rechte Hirnhälfte berührt. Ihr fehlt 

bislang die emotionale Dimension, die auch die linke Hirnhälfte anspre-

chen und dadurch den einzelnen zum Handeln veranlassen könnte.  

Während sich die meisten sehr konkret vorstellen können, arbeitslos oder 

krank zu sein und von dieser Vorstellung auch emotional bewegt werden, 

                                            
18

  Für die hier beschriebenen Tendenzen spricht unter anderem, dass Existenz und Risiken der anthro-
pogen verursachten Klimaerwärmung nach und nach von immer größeren Bevölkerungsteilen als ge-
geben angesehen wurden und heute allgemein anerkannt sind. Verneint wird deren Existenz nur noch 
von sehr kleinen Minderheiten.  
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sind Gedanken an Klimaveränderungen, steigende Meeresspiegel, Arten-

schwund oder global rückläufige Ernteerträge mehr oder minder abstrakt. 

Der Einzelne erlebt diese Phänomene als Wetterkapriolen oder allenfalls 

-extreme, maritime Messdaten, biologische Mitteilungen und Berichte aus 

fernen Ländern. Die wenigsten sehen als Bewohner von Atollen ihre 

Heimat im Wasser versinken oder als Imker ihre Bienenvölker sterben.  

Darüber hinaus haben viele die nicht unbegründete Hoffnung, dass es für 

sie und vielleicht auch noch ihre Kinder "reichen" könnte, sie also nicht 

gezwungen sind, bereits im eigenen Interesse Veränderungen ihrer Le-

bensführung vornehmen zu müssen. Zwar werden derartige Veränderun-

gen auch aus ihrer Sicht eines Tages unumgänglich sein, aber eben erst 

in ein oder zwei Generationen. Das aber ist den meisten zu fern, um jetzt 

schon aktiv zu werden. Durch seine Evolution ist der Mensch darauf kon-

ditioniert, den Tag zu meistern und gegebenenfalls noch den nächsten 

Winter. Aber bereits Vorsorge für das eigene Alter fällt Jüngeren häufig 

schwer und noch schwerer fallen Verhaltensänderungen, um Entwicklun-

gen zu vermeiden, von denen man selbst - sei es zeitlich oder räumlich - 

unter Umständen gar nicht betroffen ist.  

Schließlich wird die Veränderungsbereitschaft dadurch vermindert, dass 

die meisten sich im Bestehenden nicht nur irgendwie eingerichtet haben, 

sondern dessen vielfältige Annehmlichkeiten zu schätzen wissen. Für sie 

stehen noch immer die Vorzüge der materiellen Wohlstandsmehrung der 

jüngeren Vergangenheit ganz im Vordergrund - komfortable Wohnungen, 

schnittige Autos, aufwändige Urlaubsreisen. Die Schatten all dessen sind 

für sie demgegenüber nachrangig.  

3.2 Manipulation und Desinformation 

Zweitens bestärken Individuen und Gruppen bis hin zu gesellschaftlichen 

Organisationen und politischen Parteien die Öffentlichkeit, die bisherige 

Lebensführung fortzusetzen. Sie tun dies nicht zuletzt, um selbst in tra-

dierten Denk- und Handlungsmustern verharren zu können. Deshalb plä-

dieren sie für ständig weiteres Wirtschaftswachstum und entsprechende 

Produktions- und Konsumsteigerungen. Höherer Konsum wird auch in 

den materiell wohlhabenden Ländern noch immer als wünschenswertes 



 

 20/76 

Ziel und gelegentlich als geradezu patriotische Pflicht ausgegeben.19 Der 

Aufwand, der für die Erreichung dieses Zieles betrieben wird, ist im-

mens.20  

Mit Rücksicht auf den verbreiteten Bewusstseinswandel großer Bevölke-

rungsteile wird dabei allerdings zunehmend der Eindruck erweckt, als sei 

anhaltende wirtschaftliche Expansion problemlos mit ökologischen Maxi-

men wie Ressourcenschonung und Umweltverträglichkeit vereinbar. Im 

Einzelfall mag dies zutreffen. Nicht selten ist dieser Eindruck aber auch 

falsch oder zumindest irreführend. Mitunter vermarkten Unternehmen ihre 

Produkte ganz bewusst als ökologisch unbedenklich, obwohl ihre Produk-

tion alles andere als nachhaltig ist.21 Doch der Verbraucher wird von der-

artigen Vermarktungsstrategien zunächst gefangen genommen und ver-

hält sich wider seinen eigentlichen Intentionen.  

Auch große Teile der Politik wirken in diese Richtung. Zwar betont eine 

wachsende Zahl von Politikern die Notwendigkeit nachhaltigen und das 

heißt vor allem ökologischen Wirtschaftens. Aber spätestens im Konflikt-

fall treten ökologische Erwägungen schnell in den Hintergrund. Birgt ihre 

Berücksichtigung gar die Gefahr von Arbeitsplatzverlusten oder sozialen 

Unruhen, bleiben sie häufig gänzlich unbeachtet.22 Dann zählt nur noch 

wirtschaftliches Wachstum einschließlich steigender Löhne, Sozialleis-

tungen, Gewinne und öffentlicher Einnahmen. Dass dieses Wachstum 

auch einen Preis hat, wird verdrängt.  

Den Bürger muss diese Art von Signalement verwirren. Einerseits wird 

ihm fortwährend nahe gelegt, sein bisheriges Ressourcen verbrauchen-

des und Umwelt belastendes Verhalten einzudämmen. Andererseits wird 

                                            
19

  Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 rief US-Präsident George Bush die Bevölke-
rung auf: "Geht raus und kauft, das ist das Patriotischste, was ihr machen könnt." Vgl. FTD (2008). 

20
  Vgl. Anmerkung 4.  

21
  Diese Strategie wird auch als Greenwashing bezeichnet.  

22
  Mit deutlicher Mehrheit sprechen sich die Deutschen etwa dafür aus, im Konfliktfall der Sicherung des 

Wohlstands (54 Prozent), der Schaffung von Arbeitsplätzen (63 Prozent) und der Herstellung sozialer 
Gerechtigkeit (60 Prozent) Vorrang vor Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen einzuräumen. Vgl. UBA 
(2010a), S. 18, Abb. 4.  
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er mit ausgefeiltesten Methoden und der Autorität von Politik veranlasst, 

faktisch genau das Gegenteil zu tun. Für viele ist das ein unlösbarer Kon-

flikt. Da liegt es nahe, sich im Gewohnten weiter treiben zu lassen und 

nicht die Mühen auf sich zu nehmen, die mit Verhaltensänderungen in der 

Regel verbunden sind.  

3.3 Gefühl der Ohnmacht  

Ein dritte Hürde, die auf dem Weg zu einer veränderten Lebensführung 

genommen werden muss, ist die Überwindung des Gefühls der Ohn-

macht in Anbetracht der Größe der Herausforderung und dem Umstand, 

dass viele (noch) nicht bereit sind, den Weg mitzugehen. Da fragt sich 

der Einzelne, was er schon gegen Ressourcenvergeudung und Umwelt-

zerstörung unternehmen kann, wenn gleichzeitig Milliarden von Men-

schen alles daran setzen - ressourcenintensiv und umweltbeeinträchti-

gend - ihren materiellen Lebensstandard auf ein sozio-kulturelles Min-

destniveau zu heben und darüber hinaus die Weltbevölkerung täglich um 

rund 250.000 Menschen zunimmt, die ebenfalls alle essen und trinken, 

sich kleiden und ein Dach über dem Kopf haben wollen.  

Und in der Tat: Der ernüchternde Befund ist, dass trotz wachsender Ein-

sicht in die Notwendigkeit von Veränderungen der bisherige Kurs nicht 

nur im Großen und Ganzen fortgesetzt wird, sondern auch die durch ihn 

verursachten Schäden ständig größer werden. Die Lebensgrundlagen der 

Menschheit haben sich trotz allmählich ausbreitenden Bewusstseinswan-

dels weiter verschlechtert und ein Ende dieses Trends ist vorerst nicht 

abzusehen. Dies wirkt lähmend, vor allem wenn einzelne Staaten, gesell-

schaftliche Gruppen oder auch Individuen darauf bestehen, ihre materiell 

aufwändige Lebensweise fortzusetzen und diese sogar noch zu intensi-

vieren. Internationale Konferenzen zum Schutze der Umwelt bieten hier-

für bedrückende Belege. 23 

                                            
23

  Beispiele sind die UNO-Klimakonferenzen in Kopenhagen (2009) und Cancun (2010). 
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Dabei ist den meisten Akteuren in Wirtschaft und Politik das Problemati-

sche ihres Verhaltens durchaus bewusst. Sie versuchen jedoch, sich vor 

sich selbst und vor der Öffentlichkeit mit dem Argument zu rechtfertigen, 

dass sich andere ja genauso verhielten und sie deshalb durch die Ände-

rung ihres eigenen Verhaltens nur wirtschaftliche Nachteile erlitten, ohne 

dass die Welt dadurch "gerettet" würde. Verhaltensänderungen seien nur 

zumutbar und sinnvoll, wenn sie von allen gleichermaßen eingefordert 

würden. Das aber könne nur die Politik. Diese stehe deshalb in der 

Pflicht, das zur Sicherung der Lebensgrundlagen Notwendige zu tun. Ein 

einzelnes Unternehmen oder gar Individuum sei damit überfordert.  

Das bestärkt viele in ihrer Auffassung, selbst kaum etwas zur Lösung der 

anstehenden Probleme beitragen zu können. Und eilig übertragen sie ih-

re Verantwortung auf Politik und Wirtschaft. Diese sollen dafür sorgen, 

dass beispielsweise Automobile umweltfreundlicher werden oder Elektro-

geräte weniger Strom verbrauchen. Dass auch die umsichtigere Nutzung 

derartiger Produkte ähnlich positive Wirkungen hat, ist nur für eine Min-

derheit eine Alternative. Die Mehrheit begnügt sich mit Aktionen, die in ih-

rer Summe zwar nicht allzu wirksam sind, ihr aber das Gefühl vermitteln, 

für das als richtig Erkannte etwas getan zu haben.24 Sie trennen ihren 

Müll und benutzen Energiesparlampen, fahren aber weiter große Autos 

oder verbringen ihren Urlaub in fernen Ländern.25 Denn die Anderen ma-

chen es ja ebenso.  

3.4 Unwissen und Unvermögen 

Ein vierte zu überwindende Hürde sind Unwissen und Unvermögen, die in 

allen Bereichen von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, aber auch beim 

Einzelnen anzutreffen sind. Der Grund für diese Defizite: Obwohl die 

starke Expansion der Wirtschaft ein historisch recht genau zu datierendes 

                                            
24

  Vgl. Knaus/Renn (1998), S. 145. 
25

  Dieser Mechanismus wird auch als „single action bias“ bezeichnet. Das heißt, es werden wenige 
Einzelmaßnahmen, die nach Möglichkeit nicht viel kosten und leicht umsetzbar sind, ergriffen, um an 
der Mehrzahl gewohnter Verhaltensweisen nichts ändern zu müssen. Vgl. CRED (2009), S. 21f. 
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Phänomen ist, wurde lange Zeit weitgehend unreflektiert unterstellt, dass 

sie von Dauer sei. Damit erübrigte sich das Nachdenken über Optionen. 

Ob und wie Wirtschaft, Gesellschaft und auch das Individuum außerhalb 

des Paradigmas fortwährenden Wirtschaftswachstums gedeihen können, 

wurde ernsthaft nicht mehr erörtert. Die Arbeiten des Club of Rome und 

anderer, die in den 1970er Jahren deutlicher als zuvor Grenzen des 

Wachstums aufzeigten, kamen deshalb für viele als unangenehme Über-

raschung, vor der sie die Augen verschlossen. Nicht wenige tun dies 

noch heute.  

Es waren weitgehend Außenseiter, die sich mit einiger Systematik der 

Frage widmeten, wie unter Bedingungen einer stagnierenden oder gar 

schrumpfenden Wirtschaft der Arbeitsmarkt, die sozialen Sicherungs-

systeme, die öffentlichen Haushalte und anderes mehr funktionieren 

könnten. Die breite Öffentlichkeit einschließlich aller Parteien, hielt an 

dem überkommenen Diktum fest: Ohne Wachstum keine Investitionen, 

keine Vollbeschäftigung, keine soziale Sicherheit, keine konsolidierten öf-

fentlichen Haushalte und auch keine Hilfe für die Armen und keine qualifi-

zierte Bildung.26 Erst in jüngster Zeit wird diese Gleichung kritisch hinter-

fragt und intensiv darüber nachgedacht, wie die Funktionsfähigkeit des 

Gemeinwesens und die Lebenszufriedenheit des Einzelnen auch ohne 

permanente wirtschaftliche Expansion gewährleistet werden können.27 

Allerdings ist aus diesem Nachdenken bislang noch kein schlüssiges Ge-

samtkonzept hervorgegangen, das das herrschende Paradigma ohne 

größere Verwerfungen ersetzen könnte. Dafür ist die Entwicklung noch zu 

jung und folglich erst in Teilbereichen überzeugend ausgereift. Doch so-

lange hier keine weiteren Fortschritte zu verzeichnen sind, halten große 

Teile von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft am Tradierten fest. Das  

                                            
26

  So Bundeskanzlerin Angela Merkel in ihrer Regierungserklärung vom 10. November 2009. Vgl. Bun-
desregierung (2009), S. 4. 

27
  So fördert die DFG bis 2015 eine Forschergruppe von Soziologen an der Universität Jena, die u.a. der 

Frage nachgehen, was eine sinkende Wirtschaftskraft für die Funktionsfähigkeit von "Wohlfahrtsstaa-
ten" bedeutet. Vgl. Friedrich-Schiller-Universität (2011). 
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aber wiederum hemmt notwendige Erkenntnisprozesse. Denn nur wenn 

die Aussicht besteht, dass Konzepte auch umgesetzt werden können, 

besteht ein Anreiz, sie weiter zu entwickeln. Zurzeit gibt es hier eine Art 

Selbstblockade. 

Das gilt in gewisser Weise auch für den Einzelnen. Er hat oft nur gelernt, 

seine Lebensführung auf materielle Wohlstandsformen zu gründen und 

mehr oder minder passiv zu konsumieren. Eine stärker an immateriellen 

Wohlstandsformen orientierte Lebensführung erfordert jedoch in erhebli-

chem Maße Eigeninitiative und aktives Handeln. Das trifft auf die Pflege 

mitmenschlicher Beziehungen ebenso zu wie auf bürgerschaftliches En-

gagement, Eigenarbeit, Hobbys oder sportliche, künstlerische und intel-

lektuelle Betätigungen.28 Das alles erfordert Kompetenzen, die der Ein-

zelne nicht selten erst erwerben muss. Vor den Mühen, die damit verbun-

den sind, schrecken nicht wenige zurück.  

3.5 Wenige Vorbilder 

Trotz aller Gleichheitspostulate demokratisch verfasster Gemeinwesen 

gibt es auch in diesen Individuen und Gruppen, an denen sich die Mehr-

heit orientiert.29 Diese versucht den Lebensstil jener zu kopieren und 

wenn das nicht möglich ist, empfindet sie die Sicht- und Verhaltenswei-

sen ihrer Vorbilder zumindest als "richtig".  

Das Problem: Da diese Vorbilder ihren Status unter Bedingungen des 

materiell dominierten Paradigmas erworben haben, zeichnen sie sich in 

der Regel durch weit überdurchschnittlichen wirtschaftlichen Erfolg aus. 

Wirtschaftlich nicht oder nur mäßig Erfolgreiche werden hingegen nur sel-

ten als Leitfiguren angesehen.  

Damit befinden sich jedoch sowohl diese Leitfiguren als auch die Gesell-

schaft als Ganzes in einem Dilemma. Denn um unter den Bedingungen 

                                            
28

  Vgl. Miegel (2010), S. 159ff.  
29

  Die Gruppen werden häufig als Leitmilieus bezeichnet. Vgl. zur Verteilung sozialer Milieus in Deutsch-
land u.a. Sinus-Sociovision GmbH (2009).  
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des neuen Paradigmas Leitfigur zu sein, müssten gerade die wirtschaft-

lich Erfolgreichen einen materiell anspruchlosen und zugleich einen an 

immateriellen Wohlstandsformen reichen Lebensstil pflegen. Das aber 

tun nur wenige. Die meisten wollen ihren wirtschaftlichen Erfolg auch als 

solchen genießen und das heißt zumeist materiell. Dieses Dilemma ist 

zahllose Male thematisiert worden, wobei seine überzeugendste Lösung 

stets darin bestand, den materiellen Wohlstand mit anderen zu teilen oder 

ihn zum Nutzen der Allgemeinheit zu verwenden.  

Geschehen ist dies jedoch nur ausnahmsweise. In der Lebenswirklichkeit 

pflegen wirtschaftlich besonders Erfolgreiche einen materiell sehr auf-

wändigen Lebensstil, wobei die ostentativen Luxusleben Einzelner und 

kleiner Gruppen nur die Spitze eines Eisbergs sind. Bewusstseinsprä-

gend wirkt auch das Verhalten bloß überdurchschnittlich Erfolgreicher, die 

den Anderen vorleben, dass Erfolg vor allem materieller Erfolg ist und 

dieser dazu berechtigt, mehr Ressourcen zu verbrauchen und die Umwelt 

stärker zu belasten als der Durchschnitt. Das führt dazu, dass in früh in-

dustrialisierten Ländern rund achtzig Prozent des Ressourcenverbrauchs 

und der Umweltbelastung von nur etwa zwanzig Prozent der Bevölkerung 

ausgehen.30 Ironischerweise meint gerade diese Gruppe häufig, umwelt-

bewusst zu sein.31  

Der Kreis materiell Wohlhabender, der sich selbst beschränkt und der 

Mehrheit eine Vorstellung davon vermittelt, dass Lebenszufriedenheit und 

sozialer Status auch ohne größeren Mitteleinsatz möglich sind, ist immer 

noch klein. Gerade in diesen Bevölkerungsgruppen muss deshalb ein 

Umdenken einsetzen, wenn der erforderliche Bewusstseinswandel ohne 

revolutionäre Verwerfungen erfolgen soll.  

                                            
30

  Vgl. Weller (2007), S. 3.  
31

  So gehören die Mitglieder des so genannten post-materiellen Milieus ebenfalls mehrheitlich zu den 
wirtschaftlich stärkeren und ressourcenintensiv lebenden Teilen der Bevölkerung. Vgl. a.a.O.  
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4. Gesellschaftliche Potentiale mobilisieren 

Um die Hürden zu überwinden, die den Weg zu einer zukunftsfähigen 

Wirtschafts- und Lebensweise versperren, bedarf es der Aktivierung un-

terschiedlichster individueller und kollektiver Kräfte. Voraussetzung hier-

für ist die umfassende Aufklärung der Bevölkerung über die Risiken und 

Schwächen ihres derzeitigen, materiell geprägten Lebensstils und die Po-

tentiale mehr immaterieller Formen, die Befähigung von Menschen, mit 

weniger materiellem Wohlstand erfüllte Leben zu haben und die Gewähr-

leistung gesellschaftlicher Funktionsfähigkeit. Hinzu kommt die Bereit-

schaft der Politik, auch unpopuläre Maßnahmen zu ergreifen, wenn dies 

für die Schaffung zukunftsfähiger Wirtschafts- und Lebensformen erfor-

derlich ist.32  

4.1 Stärker immaterielle Lebensstile entwickeln 

Damit Menschen von ihrer Fokussierung auf lieb gewonnene materielle 

Sicht- und Verhaltensweisen Abstand nehmen und die Potentiale stärker 

immateriell geprägter Lebensstile besser erkennen, brauchen sie eine 

Vorstellung davon, 

- wie es sich auch mit geringerem materiellen Wohlstand gut leben lässt, 

- wie sie bei sinkenden Einkommen und Konsummöglichkeiten Zufrie-

denheit und sozialen Status erlangen,  

- wie ressourcen- und umweltschonende Wirtschaftsweisen sowie stär-

ker immateriell geprägte Lebensstile aussehen, die die Bevölkerung 

nicht überfordern und 

- wie eine Gesellschaft auch ohne materielle Wohlstandsmehrung funk-

tionsfähig bleibt.  

                                            
32

  Vgl. Ziff. 5. 
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Breiten und offenen gesellschaftlichen Suchprozess anstoßen  

Antworten auf diese Fragen müssen in einem umfassenden gesellschaft-

lichen Suchprozess gefunden werden. Zwar sind die Anfänge dazu be-

reits gemacht. Von Stadtbegrünungsinitiativen, urbanen Gärten, Car-

Sharing-Systemen, Reparatur-Netzwerken und ökologischen Einkaufs-

gemeinschaften über Mehrgenerationenhäuser, Bürgerkraftwerke und 

sozialem Unternehmertum bis hin zur Ausgabe von Regionalwährungen 

und der Gründung sich weitgehend selbst versorgender Transition-Towns 

gibt es zahlreiche Beispiele dafür, wie sich Menschen von materiell auf-

wändigen Wirtschafts- und Lebensweisen lösen bzw. sich stärker imma-

teriellen Wohlstandsformen zuwenden und dies als Bereicherung empfin-

den.33 Sie beziehen hieraus Befriedigung, Selbstbestätigung, Wertschät-

zung und soziale Anerkennung. Bisher trifft dies aber nur auf sehr kleine 

Gruppen zu. Außerdem sind deren Ideen und Konzepte häufig noch un-

ausgereift oder untauglich, um von breiten Bevölkerungsschichten umge-

setzt zu werden.  

Pioniere des Wandels müssen voranschreiten  

Deshalb muss der Suchprozess auf eine breitere gesellschaftliche Grund-

lage gestellt werden. Es bedarf erheblich mehr Pioniere, die voranschrei-

ten und der Bevölkerungsmehrheit vorleben, wie sozialer Status, indivi-

duelles Wohlbefinden und erfüllte Leben auch mit weniger materiellem 

Wohlstand erreicht werden können.  

Voraussetzung hierfür ist zum einen ein gesellschaftliches Klima, das of-

fene Diskussionen, Experimente und die Erprobung auch unkonventionel-

ler Ideen zulässt. Zum anderen müssen mehr Menschen, gesellschaftli-

che Institutionen34 und Unternehmen eine aktivere Rolle spielen. Statt zu-

                                            
33

 Vgl. hierzu unter anderem Müller (2011), Steffen (2008) sowie Denkwerk Zukunft "Inspiration - Leucht-
türme". 

34
  Hierzu gehören u.a. die Verbraucherorganisationen wie die Verbraucherzentralen, Verbraucherinstitu-

te, die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher, die Stiftung Warentest u.a. 
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erst nach dem Staat zu rufen oder von anderen zu verlangen, sich zu än-

dern, sollten möglichst viele bei sich selbst beginnen. Je häufiger Bürger, 

soziale Gruppen, zivilgesellschaftliche Organisationen, Unternehmen und 

andere stärker immateriell geprägte Lebensstile erproben, desto größer 

ist die Wahrscheinlichkeit, dass verallgemeinerungsfähige Ideen und 

Konzepte gefunden werden und desto größer wird der Druck auf Politik 

und Wirtschaft, die Erneuerung der Wirtschafts- und Lebensweisen aktiv 

mitzugestalten und Barrieren für den Suchprozess abzubauen.35  

Vor allem aber nimmt mit der Zahl der Menschen, die als "Pioniere des 

Wandels"36 voranschreiten, auch die Zahl derjenigen zu, die in ihrem un-

mittelbaren Umfeld mit stärker immateriell geprägten Lebensweisen in 

Berührung kommen. Je mehr Menschen direkt miterleben, dass Freunde, 

Nachbarn und Kollegen glücklich und zufrieden sind, ohne ständig neue 

materielle Status- und Konsumgüter zu erwerben, desto eher dürfte dies 

ihr eigenes Denken und Handeln verändern und desto höher dürfte die 

Bereitschaft sein, selbst immateriell geprägte Lebensstile zu entwickeln.  

Gesellschaftliche Verantwortung von Prominenten und wirtschaftlich  

Erfolgreichen einfordern  

Besondere Verantwortung haben dabei Menschen, die Vorbilder für an-

dere sind. Zu ihnen zählen vor allem Prominente wie Schauspieler, Enter-

tainer, Musiker, Leistungssportler oder Models. Würden sie in der Öffent-

lichkeit seltener durch hohe Einkünfte und die Zurschaustellung materiell 

aufwändiger Konsumgüter in Erscheinung treten, sondern vielmehr durch 

eine materiell bescheidenere Lebensführung, soziales Engagement oder 

ökologisch nachhaltiges Verhalten, würde dies das gesellschaftliche An-

sehen immateriell geprägter Lebensweisen spürbar erhöhen.   

Besonders gefordert sind darüber hinaus die überdurchschnittlich wirt-

schaftlich Leistungsfähigen. Gerade von ihrem bürgerschaftlichem, vor al-

                                            
35

 Vgl. Ziffer 5 sowie Kreye (2011) und Wehrspaun (2010), S. 14f.  
36

  WBGU (2011), S. 6f. 
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lem auch finanziellen Engagement für das gemeine Wohl wird künftig die 

Aufrechterhaltung gesellschaftlicher Funktionsfähigkeit maßgeblich ab-

hängen. Dabei ist es nicht mit gelegentlichen Spenden und Aufmerksam-

keiten getan. Wenn künftig die materielle Leistungsfähigkeit breiter Be-

völkerungsschichten sowie des Staates sinkt, müssen öffentliche 

Schwimmbäder, Parks, Sportplätze, Opernhäuser oder begabte Studen-

ten aus einkommensschwachen Familien von denjenigen gefördert wer-

den, die hierzu über die Zahlung staatlicher Steuern und Abgaben hinaus 

fähig sind. Ohne ihr substantielles und dauerhaftes Engagement, sei es in 

Form von Stiftungen, Schenkungen, Spenden, Stipendien oder persönli-

cher Arbeitsleistung, werden gesellschaftliches Miteinander, soziale Si-

cherheit und sozialer Frieden Schaden nehmen.37 

Zivilgesellschaftliche Kooperationen fördern  

Ferner müssen, um den Suchprozess nach zukunftweisenden Wirt-

schafts- und Lebensweisen zu fördern, staatliche und zivilgesellschaftli-

che Organisationen und Initiativen enger als bisher zusammen arbeiten. 

Zu oft stehen ihre Aktivitäten unverbundenen nebeneinander, so dass sie 

viel von ihrer möglichen Wirkung einbüßen. Darüber hinaus werden auf 

diese Weise personelle, intellektuelle und nicht zuletzt finanzielle Res-

sourcen unzureichend genutzt.  

Ursächlich hierfür ist vor allem ein noch immer verbreitetes Denken in 

parteipolitischen und/oder weltanschaulichen Kategorien sowie der Glau-

be an die Allmacht technologischer und marktwirtschaftlicher Lösung aller 

Probleme. Dies betrifft sowohl den staatlich/politischen Bereich als auch 

die Wirtschaft und die Institutionen der Zivilgesellschaft als auch das Ver-

hältnis der verschiedenen Bereiche zueinander. Nicht selten bestehen 

unter den Akteuren geradezu Berührungsängste oder zumindest miss-

trauen sie einander. Dieser Zustand muss überwunden werden. Koopera-

tionsmöglichkeiten umfassen dabei nicht nur die Suche nach verallge-

                                            
37

  Vgl. Miegel (2010), S. 205 ff. 
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meinerungsfähigen Wirtschafts- und Lebensweisen etwa durch gemein-

same Forschung, die Verwirklichung von Innovationen und Pilotprojekten, 

die Unterstützung bürgerschaftlicher Initiativen oder die Einwerbung von 

Finanzmitteln. Ein gemeinsames und damit schlagkräftiges Auftreten ist 

auch eine wichtige Voraussetzung, um mögliche Lösungen breiten Bevöl-

kerungsschichten sowie der Politik bekannt zu machen.  

4.2 Über Chancen immateriell geprägter Lebensweisen aufklären 

Um die Sicht- und Verhaltensweisen breiter Bevölkerungsschichten zu 

verändern, muss noch intensiver als bisher über die Risiken materiell 

aufwändiger Wirtschafts- und Lebensweisen, die Grenzen technischer In-

novationen und Effizienzsteigerungen sowie vor allem die Chancen stär-

ker immateriell geprägter Wirtschafts- und Lebensweisen aufgeklärt wer-

den.  

Die wichtigste Institution hierfür sind neben dem Bildungswesen die Me-

dien. Ebenso wie Journalisten, Publizisten, Filmemacher, Drehbuchauto-

ren, Werbetreibende und alle, die sich über die Medien an die Öffentlich-

keit wenden, in der Vergangenheit maßgeblich dazu beigetragen haben, 

die westliche Konsumkultur auszuformen, können sie künftig eine trei-

bende Kraft für einen neuerlichen Bewusstseinswandel sein.38  

Emotional und lebensnah berichten 

Allerdings muss sich die Art und Weise, in der über Risiken materiell auf-

wändiger bzw. Chancen stärker immaterieller Lebensstile berichtet wird, 

ändern. Von der derzeitigen Berichterstattung werden viele Menschen 

nicht angesprochen. Sie ist für sie zu abstrakt und hat nur wenig mit ihrer 

Lebenswirklichkeit zu tun. Darüber hinaus wird sie nicht selten in den  

elektronischen Medien zu ungünstigen Zeiten ausgestrahlt bzw. in den 

Printmedien so platziert, dass der Eindruck entsteht, sie seien weniger 

wichtig. Zumeist entnehmen die Menschen diesen Berichten nur, dass ir-
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 Vgl. Assadourian (2010a), S. 210 ff. sowie Kasser (2002), S. 109.  
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gendetwas mit ihrer Lebensführung nicht stimmt. Was dies jedoch kon-

kret ist und wie sie ihr Verhalten ändern müssten, bleibt im Ungefähren 

und Unverbindlichen. Die wenigsten sind in der Lage, Mitteilungen bei-

spielsweise über den Klimawandel oder den Artenschwund in ihren Alltag 

zu übersetzen und entsprechende Schlussfolgerungen für sich und ande-

re zu ziehen. Deshalb erkennen sie auch nicht, dass sie durch ihr eigenes 

Handeln und Unterlassen maßgeblich zu diesen Entwicklungen beitragen  

bzw. durch Verhaltensänderungen die Entwicklung in eine zukunftsfähige 

Richtung lenken können. 

Um das Denken, Fühlen und Handeln grundlegender zu verändern, müs-

sen Berichte und Sendungen wesentlich lebensnaher sein und Menschen 

emotional berühren. Abstrakte und ferne Phänomene wie Ressourcen-

verschwendung, ökologischer Raubbau, Artensterben, Klimawandel oder 

der Anstieg des Meeresspiegels müssen als persönliche oder als Bedro-

hung von Menschen, Lebewesen oder Dingen, die einem viel bedeuten, 

wahrgenommen werden. Ebenso müssen Berichte über stärker immate-

rielle Lebensweisen das Gefühl vermitteln, durch sie persönlich bereichert 

zu werden und die Wertschätzung und Anerkennung anderer Menschen 

zu erfahren.   

Informationen in Unterhaltungsformate einbetten  

Für eine emotionale und lebensnahe Aufklärung eignen sich unterhaltsa-

me Informationssendungen, so genannte Infotainment-Formate. Diese 

richten sich an Personen, die nicht in erster Linie nach Wissen, sondern 

nach Unterhaltung und Zerstreuung suchen. Sachthemen und praktische 

Lösungen werden im Rahmen von Dokumentationen, Comic-Filmen, 

Reality-Shows oder Quiz-Sendungen in spannende und/oder alltägliche 

Geschichten eingebettet (Story-Telling). Ein erfolgreiches Beispiel hierfür 

ist aus dem niederländischen Fernsehen die Sendung "Echt Elly", in der 

die bei wirtschaftlich schwachen Bevölkerungsgruppen beliebte Promi-

nente Elly Lockhorst unter anderem zeigt, wie sie sich umweltfreundlich 

verhält, indem sie im Alltag Strom und Wasser spart und Dinge wieder-

verwertet. Aufgrund ihres mitunter hohen Unterhaltungswertes für breite 



 

 33/76 

Bevölkerungsschichten werden Infotainment-Formate zudem auch zu att-

raktiven Zeiten ausgestrahlt.39  

Zielgruppenspezifische Sprache finden  

Um die meinungsbildende Wirkung von Informationssendungen zu erhö-

hen, sollte die gewählte Sprache die weltanschaulichen bzw. milieuspezi-

fischen Hintergründe der Zielgruppen berücksichtigen. So ist es für religi-

öse Menschen ungleich aufrüttelnder, wenn statt des "Ökosystems" die 

"Schöpfung" in ihrem Bestand bedroht ist. Zudem werden Glaubwürdig-

keit und Bedeutung von Informationen erhöht, wenn sie von Experten mit 

unterschiedlichen weltanschaulichen Hintergründen vermittelt werden.40   

Verhaltensänderungen durch mediale Rollenbilder stärken  

Die Wertschätzung für immaterielle Wohlstandsformen könnte weiterhin 

erhöht werden, wenn die Akteure in Filmen und Fernsehsendungen, 

Computerspielen und ähnlichem diese wie selbstverständlich vorlebten. 

Statt großer Autos könnten sie auch U-Bahn oder Straßenbahn fahren.41 

Umgekehrt könnte materiell aufwändiges Verhalten negativ apostrophiert 

werden. Während beispielsweise in älteren Filmen viele Schauspieler 

rauchen, gilt dies heute häufig nur noch für solche, mit denen sich nie-

mand identifizieren möchte. (Dreh-)Buchautoren sind mithin gefordert, 

überzeugende Charaktere mit stärker immateriell geprägten Lebenswei-

sen zu entwerfen. Finden solche Bücher, Filme und Serien ihr Publikum, 

sind Produzenten, Verlage, Fernsehsender und Unternehmen auch be-

reit, sie zu finanzieren, zu publizieren, auszustrahlen bzw. ihre Spots in 

den Werbepausen zu senden.   

 

                                            
39

 Mehrere Beispiele von Infotainment-Formaten finden sich bei CSCP (2010), S. 26ff.  
40

 Vgl. Kahan et al. (2010), S. 23ff. und CRED (2010), S. 6f.   
41

  Ein Beispiel hierfür ist Zürich, wo schon in den 1980er Jahren das Straßenbahnnetz effizient ausge-
baut wurde. Ferner wurde auf großen Werbetafeln gezeigt, dass auch wirtschaftlich starke Bevölke-
rungsgruppen die Straßenbahn benutzen. 
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Meinungsprägende Kraft von Werbung und Prominenten nutzen  

Ein wichtiges Instrument, um über Emotionen das Denken und Handeln 

von Menschen zu beeinflussen, ist die Werbung. Statt wie gegenwärtig 

fast ausschließlich materielle Wunschbilder zu erzeugen, sollte sie künftig 

auch dazu beitragen, den Status von und die Wertschätzung für immate-

rielle Wohlstandsformen zu erhöhen. Erfolgreiche Kampagnen gegen 

Rauchen und Fettleibigkeit bzw. für das Anlegen von Sicherheitsgurten 

oder Safer Sex zeigen, dass durch Werbung präventive und/oder ge-

meinwohlorientierte Verhaltensweisen begünstigt werden können.42 Bis-

her entfällt auf dieses so genannte "soziale Marketing" allerdings nur ein 

winziger Bruchteil der globalen Werbebudgets.43 Ohne ein stärkeres En-

gagement von potentiellen Geldgebern aus der (Zivil-)Gesellschaft wird 

sich hieran kaum etwas ändern. Denn von sich aus werden sich Unter-

nehmen und Werbewirtschaft kaum für materiell weniger aufwändige 

Wirtschafts- und Lebensweisen einsetzen und sich damit ein Stück weit 

selbst ihrer Geschäftsgrundlage berauben.  

Auch hier ist wieder die Vorbildfunktion prominenter Personen gefragt. 

Gegenwärtig werben Schauspieler, Sportler oder Musiker vor allem für 

schnelle Autos, teuren Schmuck oder Fernreisen. Genauso gut könnten 

sie sich dafür einsetzen, das Image des öffentlichen Personen-

Nahverkehrs, von kulturellen Veranstaltungen, Musikunterricht, Nachbar-

schaftshilfe oder nachhaltigen Investments zu erhöhen. Da sie hierfür 

keine oder deutlich geringere Gagen erhielten, gingen sie gleich doppelt 

mit gutem Beispiel voran.  

Interaktive Medien einsetzen  

Insbesondere der jüngere Teil der Bevölkerung nutzt intensiv Kommuni-

kations- und Unterhaltungsformate der neuen Medien wie Blogs, Chats, 

                                            
42

 Vgl. Sachs/Finkelpearl (2010), S. 212ff.  
43

 Vgl. Assadourian (2010a), S. 210f.  
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You-Toube, Twitter, soziale Netzwerke und andere mehr.44 Diese Foren 

sind nicht nur geeignete Kanäle, um über Risiken und Chancen aufzuklä-

ren. Aufgrund ihrer interaktiven Möglichkeiten haben sie vor allem das 

Potential, den Suchprozess nach stärker immateriell geprägten Wirt-

schafts- und Lebensweisen zu beschleunigen. Menschen, die materiell 

weniger aufwändige Lebensstile erproben, können hierüber Erfahrungen 

austauschen und voneinander lernen. Ausgehend von virtuellen Räumen 

finden die Themen dann meist auch ihren Weg in die reale Welt. Sie wer-

den von Nachahmern aufgegriffen oder bilden den Gesprächsstoff auf 

Schulhöfen, Parties oder im Büro. So können sich Ideen mitunter sehr 

schnell ausbreiten. Außerdem können sich Gleichgesinnte über diese 

Kanäle vernetzen und gegenseitig Wissen und Kompetenzen vermitteln. 

Beispiele hierfür sind themenspezifische Netzwerke wie Utopia45 oder 

SPREAD,46 in denen sich Verbraucher gegenseitig über sozial und öko-

logisch nachhaltig erzeugte Produkte und Dienstleistungen informieren.  

Über nicht-mediale Plattformen aufklären 

Über die Risiken materiell aufwändiger und die Chancen stärker immate-

riell geprägter Wirtschafts- und Lebensweisen sollte darüber hinaus auch 

auf nicht-medialen Plattformen wie Ausstellungen, Tagungen, Konzerten 

und ähnlichem aufgeklärt werden. Zwar haben diese eine geringere 

Reichweite. Oft sprechen sie aber für den Bewusstseinswandel wichtige 

Bevölkerungsgruppen an. Zum einen sind dies Multiplikatoren wie Jour-

nalisten, die hier gewonnene Eindrücke und Ideen über andere Kanäle 

weiterverbreiten. Zum anderen werden beispielsweise Kunstmuseen häu-

fig von Menschen besucht, die überdurchschnittlich wohlhabend sind und 

deswegen besonders ressourcenintensiv leben. Diese Klientel könnte 

durch entsprechende Ausstellungskonzepte mit Fragen von Nachhaltig-

                                            
44

 Drei Viertel aller Internetnutzer sind in sozialen Netzwerken aktiv. Bei den unter 30-Jährigen sind es 
deutlich über 90 Prozent. Vgl. Bitkom (2011). 

45
 Vgl. www.utopia.de  

46
 Vgl. www.spread2050.ning.com  
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keit und Zukunftsfähigkeit konfrontiert werden. Ähnliches gilt für Völker-

kunde-, Technik- und andere Museen.    

4.3 Kenntnisse und Fertigkeiten für immaterielle Lebensweisen vermitteln  

Stärker immateriell geprägte Lebensweisen erfordern Kenntnisse und 

Fertigkeiten, die in breiten Bevölkerungsschichten nur wenig entwickelt 

sind. Hierzu gehören: 

- Kompetenzen haushälterischen Wirtschaftens wie die Pflege und län-

gere Nutzung von Gebrauchsgütern, die Verwertung von Resten oder 

der sparsame Umgang mit Energie. Dadurch verringert sich nicht nur 

der Kaufkraftverlust stagnierender oder sinkender Einkommen. 

Zugleich werden auch die natürlichen Lebensgrundlagen geschont.  

- Mehr Wissen über die Zusammenhänge von Wirtschaft, Natur und Ge-

sellschaft sowie die ökologischen und sozialen Folgen des Gebrauchs 

bestimmter Güter bzw. der Inanspruchnahme bestimmter Dienstleis-

tungen. 

- Größeres zivilgesellschaftliches Engagement und die Bereitschaft, 

Verantwortung für sich und andere zu übernehmen. Dadurch steigt 

zum einen die Lebenszufriedenheit, zum anderen können sinkende 

Leistungen des Staates und der kollektiven Sicherungssysteme teil-

weise ausgeglichen und eine kulturelle Erneuerung gefördert werden.  

- Die Fähigkeit und Bereitschaft, Alltag und Freizeit durch eigene Aktivi-

täten zu gestalten.  

An sich müssten diese Kenntnisse und Fertigkeiten von klein auf erwor-

ben werden. Da jedoch Eltern in der Regel ihre eigenen Prägungen an ih-

re Kinder weitergeben, vermitteln sie ihnen derzeit vorwiegend materielle 

Werte. Schulischen und außerschulischen Bildungseinrichtungen kommt 

daher eine ganz eigene Bedeutung zu. Zwar können und sollen sie weder 

Elternhaus noch soziales Umfeld ersetzen, doch müssen sie gezielt dazu 

beitragen, dass Kindern und Jugendlichen Kenntnisse und Fertigkeiten 

vermittelt werden, die für stärker immateriell geprägte Wirtschafts- und 

Lebensweisen unerlässlich sind. Dies hat Rückwirkungen auch auf die 

Erwachsenen. Denn Kinder, die mit ihrem neu erworbenen Wissen nach 
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Hause kommen, dürften nicht zuletzt auch das Denken und Handeln ihrer 

Eltern verändern.47 Zusätzlich bedarf es allerdings auch noch gezielter 

Bildungsangebote für Erwachsene.  

Ganzheitliche Bildung anstreben 

Förderlich für den Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten, die zu stär-

ker immateriell geprägten Lebensstilen befähigen, ist eine ganzheitliche 

Bildung. Gegenwärtig ist das Bildungssystem schwerpunktmäßig darauf 

ausgerichtet, junge Menschen auf das Arbeits- und Wirtschaftsleben vor-

zubereiten. Deutsch und Fremdsprachen, Rechnen und Mathematik so-

wie Computer und neue Medien gehören nach Meinung der meisten Leh-

rer zu den wichtigsten Fächern. Sport, Kunst und Musik sowie Literatur, 

Ethik, Philosophie und Zukunftswissen spielen im Vergleich hierzu eine 

geringe Rolle.48 Auch universitäre Lehre und Forschung orientieren sich 

stark an beruflich und wirtschaftlich unmittelbar Verwertbarem. Viele bil-

dungspolitische Strukturreformen der vergangenen Jahre wie die Verkür-

zung des Gymnasiums oder die Verschulung von Bachelor-

Studiengängen haben diese Trends noch verstärkt.  

Nach wie vor steht im Bildungssystem die reine Wissensvermittlung im 

Vordergrund. Stärker immateriell geprägte Gemeinwesen brauchen aber 

keine "perfekten Kopisten vorgegebener Blaupausen",49 sondern Men-

schen, die schöpferisch sind, in Zusammenhängen denken, Herausforde-

rungen suchen, komplexe Probleme lösen und Verantwortung überneh-

men. Ganzheitliche Bildung ist vor allem Persönlichkeitsbildung.  

Wie diese Kompetenzen am besten vermittelt werden, hängt ab von der 

jeweiligen Bildungseinrichtung sowie dem sozialen Umfeld. Entscheidend 

ist, dass Gesellschaft und Eltern ein breiteres Verständnis von Bildung 

einfordern, sich wo immer möglich mit eigenen Beiträgen einbringen und 

                                            
47

  Beispielhaft zeigt sich dies daran, dass in vielen Migrantenfamilien Kinder ihren Eltern Hilfestellungen 
geben und Kompetenzen vermitteln, damit sie sich in der deutschen Gesellschaft zurechtfinden.  

48
  Vgl. Microsoft/Focus (2007), S. 5.  

49
  Kommission für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen (1998), S. 119.  
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staatliche und nicht-staatliche Bildungseinrichtungen sowie Erziehende 

und Lehrende Gestaltungsmöglichkeiten und Freiräume erhalten.  

Neue Bildungsinhalte in den Unterricht einbinden 

Die ganzheitliche Bildung könnte unterstützt werden durch neue Schulfä-

cher zum Themenbereich Zufriedenheit und Glück. Wo dies bereits ge-

schehen ist,50 lernen junge Menschen mit messbarem Erfolg, Gemeinsinn 

und Selbstwertgefühl zu entwickeln, kreativ Aufgaben zu bewältigen, im 

Team zusammenzuarbeiten oder sich für andere einzusetzen.51 Nachhal-

tigkeit, Gesundheit oder Kochen sind weitere Fächer, deren Einführung 

häufig gefordert wird bzw. die bereits von Schulen angeboten werden.  

Allerdings kann die Zahl der Fächer nicht beliebig erhöht werden. Des-

halb sollten bestimmte Kenntnisse und Fähigkeiten auch in klassischen 

Schulfächern vermittelt werden. So sind naturwissenschaftliche Fächer 

prädestiniert, um über die Risiken materiell aufwändiger Lebensweisen 

aufzuklären. Im Chemieunterricht lassen sich die ökologischen Folgewir-

kungen von Kunststoffen experimentell veranschaulichen oder im Physik-

unterricht die Endlagerproblematik von Atommüll erörtern.  

Musische Fächer und (inter-)aktives Lernen fördern  

Musische Schulfächer wie Musik, Kunst, Literatur oder Sport eröffnen 

wiederum Chancen, um sich Kenntnisse und Fertigkeiten anzueignen, die 

zu immateriell geprägten Lebensstilen befähigen. Diese Fächer wurden in 

der Vergangenheit vernachlässigt. Dabei zeigen Studien, dass Kinder 

und Jugendliche, die ein Instrument spielen oder regelmäßig Sport trei-

ben, ihre Freizeit häufiger aktiv gestalten sowie sich sozial engagieren 

und besser konzentrieren können.52  

                                            
50

  Beispielhaft ist die Willy-Helpach-Schule in Heidelberg, in der das Schulfach Glück Teil des Stunden-
plans ist. 

51
  Vgl. Fritz-Schubert (2008).  

52
  Vgl. hierzu HWZ (2010), Hofer Symphoniker (2009) sowie Focus Schule (2008).  
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Darüber hinaus erschließen diese Fächer Kindern und Jugendlichen Er-

lebniswelten jenseits der Konsumgesellschaft. Voraussetzung hierfür ist 

allerdings, dass ihnen nicht nur Wissen etwa über historische Kunstepo-

chen vermittelt wird, sondern dass sie selbst aktiv werden können. Denn 

Interessen und Neugierde werden nicht durch Auswendiglernen vorgege-

bener Antworten, sondern durch eigenes Probieren und Machen geweckt 

und gefördert. Haben Kinder und Jugendliche frühzeitig die Möglichkeit, 

zu malen, zu singen, zu dichten, Theater zu spielen, zu photographieren 

oder Sport zu treiben, bereichert sie dies mitunter ein Leben lang. So 

können im Ruhrgebiet im Rahmen des Projektes "Jedem Kind ein Instru-

ment" alle Grundschulkinder zunächst spielerisch herausfinden, welches 

Instrument ihnen gefällt. Anschließend werden sie darin unterrichtet.53 

Arbeitsgruppen und Projektwochen anbieten und außerschulische  

Kapazitäten nutzen  

Aktives und interaktives Lernen eignet sich für fast alle Fächer und Bil-

dungsinhalte. Unter Anleitung können Kinder und Jugendliche auch che-

mische Experimente selber planen und durchführen, technische Geräte 

reparieren, Lösungen für ökologische Probleme entwickeln sowie kochen, 

gärtnern oder in Altenheimen aushelfen. Da dies nicht ausschließlich im 

regulären Schulunterricht möglich ist, müssen hierfür stärker auch nach-

mittägliche Arbeitsgruppen, Workshops sowie Projektwochen genutzt 

werden.54 Hier bietet sich ein breites Betätigungsfeld für ältere engagierte 

Menschen mit großem Wissens- und Erfahrungsschatz und disponiblen 

Zeitbudgets. Der gegenwärtige flächendeckende Ausbau von Ganztags-

schulen eröffnet hierfür vielfältige Räume.   

Dabei ist der Lerneffekt umso größer, je stärker Unterrichts- und Projekt-

inhalte miteinander verknüpft werden. Beispielhaft zeigt dies die Initiative 

"Lernen durch Engagement": Hier legen Biologieschüler, die sich im Un-

                                            
53

  Vgl. http://www.jedemkind.de/. 
54

  Vgl. de Haan (2010), S. 30f.  
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terricht mit dem mitteleuropäischen Ökosystem beschäftigen, in der Re-

gion Naturlehrpfade an, Deutschschüler lernen ausdrucksstark vorzule-

sen und kleinen Kindern Märchen zu erzählen und Sportschüler bringen 

Grundschülern bei, Fußball zu spielen. So werden bei den beteiligten Ju-

gendlichen zusätzlich noch Gemeinwohlorientierung und soziale Kompe-

tenzen gestärkt.55  

Generell sollten Schulen für ihre nachmittäglichen Angebote und Projekt-

wochen die Kapazitäten außerschulischer Akteure und Einrichtungen 

nutzen.56 In den lokalen Musikschulen, Theatergruppen, Universitäten, 

Sportvereinen oder der freiwilligen Feuerwehr sowie unter den Pfadfin-

dern oder den Eltern finden sich viele engagierte und kompetente Men-

schen, die nicht selten selbst ein Interesse daran haben, dass sich Kinder 

und Jugendliche für ihre Tätigkeiten und Themen begeistern. Denn früher 

oder später bleiben Theater- und Konzertsäle leer, gehen kulturwissen-

schaftlichen Lehrstühlen die Studenten aus oder verlieren Kulturvereine 

ihre Mitglieder, wenn sich niemand für ihre Angebote interessiert.  

Unternehmen und zivilgesellschaftliche Organisationen können darüber 

hinaus die Begeisterung junger Menschen für wissenschaftliche, künstle-

rische oder soziale Projektarbeiten fördern, indem sie Preise ausloben 

und Wettbewerbe veranstalten.57 Insbesondere auf lokaler und regionaler 

Ebene geschieht hier noch recht wenig. 

Weiterbildungsangebote für Lehrende schaffen  

Kooperationen mit außerschulischen Einrichtungen und Akteuren sind 

auch deshalb wichtig, weil nicht alle Lehrer die fachlichen Kompetenzen 

haben, um vielfältige, praxisnahe Tätigkeiten interaktiv zu vermitteln. Ih-

nen muss sowohl im Rahmen der Erstausbildung als auch in Weiterbil-

                                            
55

  Vgl. http://www.service-learning.de/. 
56

  Vgl. Thio/Göll (2011), S. 81 ff. 
57

  Beispiele sind der Deutsche Klimapreis der Allianz Umweltstiftung sowie der Schülerwettbewerb "Bio 
find ich Kuh-l" des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. Vgl. 
Denkwerk Zukunft "Inspiration - Leuchttürme". 
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dungsprogrammen entsprechendes Können vermittelt werden. Dies kann 

praktische Handreichungen für den Unterricht, aber auch theaterpädago-

gische Zusatzqualifikationen beinhalten. So werden im staatlichen Semi-

nar für Lehrerbildung in Meckenbeuren angehende Lehrer darin geschult, 

Bildungsinhalte für eine ökologisch nachhaltige Entwicklung in ihre Unter-

richtsplanung und -gestaltung zu integrieren.58 Material und Kurse für 

Lehrende können darüber hinaus von Stiftungen, Universitäten, Vereinen, 

Musikschulen, Schauspiel- und Opernhäusern sowie vielen anderen ge-

sellschaftlichen Akteuren konzipiert und angeboten werden.  

Um voneinander zu lernen, sollten sich Schulen bzw. ihre Kollegien zu-

dem stärker miteinander vernetzen. Auch Schüler lassen sich so leichter 

in Arbeitsgemeinschaften oder Projektwochen anderer Schulen einbin-

den. Schulleitung und Schulämter sind gefordert, entsprechendes Enga-

gement der Lehrerschaft zu ermöglichen bzw. einzufordern.  

Bildungsangebote für Erwachsene und Multiplikatoren ausbauen  

Auch muss Erwachsenen der Zugang zu Bildungsangeboten erleichtert 

werden. Zwar ist dieses Angebot zumal in Städten sowohl quantitativ als 

auch qualitativ im Allgemeinen gut. Doch der Kreis derer, die es nutzen, 

ist erweiterungsbedürftig. Vielen fehlt der mentale Zugang oder die Moti-

vation. Mitunter verfügen sie auch nicht über die finanziellen Mittel.  

Um auch diesen Personengruppen Kompetenzen und Fertigkeiten für 

materiell weniger aufwändige Wirtschaftsweisen und Lebensstile zu ver-

mitteln, können diese in andere Beratungs- und Weiterbildungsangebote 

eingebettet werden. So arbeiten im Projekt Food Literacy Ernährungsex-

perten unter anderem mit Berufsschullehrern, Arbeitsvermittlern, Sozial-

arbeitern, Schuldnerberatern und Schwangerschaftsberaterinnen zu-

sammen, um Menschen aus vorwiegend einkommensschwachen Haus-

                                            
58

  Das Projekt ist Teil der UN-Dekade „Bildung für eine nachhaltige Entwicklung“ 
(http://www.dekade.org/datenbank/index.php?d=g&gid=1461&hLite). Mit der UN-Dekade (2005-2014) 
haben sich die Staaten der Vereinten Nationen verpflichtet, Bildungskonzepte, die Kindern und Er-
wachsenen nachhaltiges Denken und Handeln vermitteln, zu stärken.  
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halten Handreichungen für eine wirtschaftliche Haushaltsführung und 

ausgewogene Ernährung zu geben.59 Auch können Kochkurse in Restau-

rants oder Volkshochschulen speziell auf einkommensschwache Gruppen 

zugeschnitten sein.60 Darüber hinaus können die Medien diesen Gruppen 

etwa im Rahmen von Infotainment-Formaten Tipps und Hilfestellungen 

geben.61 

Das aber setzt voraus, dass die Medienmacher selbst über das Wissen 

und Können verfügen, das für eine stärker immateriell geprägte Lebens-

führung erforderlich ist. Selbstverständlich ist das nicht. Auch sie benöti-

gen daher zusammen mit anderen Multiplikatoren gelegentlich Erst- und 

Weiterbildungsangebote. Spezielle Web-Portale,62 Expertendatenbanken 

oder Presseagenturen könnten darüber hinaus für eine verlässliche Da-

tengrundlage sorgen.63 Prämierungen von Filmen, Artikeln oder Werbe-

kampagnen zu Themen wie "Nachhaltigkeit" oder "immateriellem 

Wohlstand" sind Möglichkeiten, die die Bereitschaft von Medienmachern 

erhöhen, häufiger anspruchsvolle Beiträge hierzu zu leisten.  

Bewertungskriterien für Bildungsevaluationen ergänzen 

Um das Verständnis von Bildung zu erweitern, sollten zudem weitere Bil-

dungsbereiche in fachliche Bewertungen einbezogen werden. Gegenwär-

tig werden bei Evaluationen vorrangig beruflich und wirtschaftlich ver-

wertbare Kenntnisse und Abschlüsse berücksichtigt. Soziale Kompeten-

zen werden hingegen nur selten, musische und kreative Fähigkeiten so 

gut wie nie bewertet.  

                                            
59

  Dieses und zahlreiche weitere Projekte werden im Memorandum „Für eine erneuerte Esskultur“ des 
Denkwerks Zukunft (2010b), S. 44 ff. vorgestellt.  

60
  Vgl. a.a.O.  

61
  Vgl. Ziffer 4.2.  

62
  Ein Beispiel hierfür ist die Internetseite http://www.dieweltbewegen.de.  

63
  Vgl. CSCP (2010), S. 48. 
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5. Durch Veränderung staatlicher Rahmenbedingungen  
Verhaltenswandel beschleunigen 

Angesichts der kurzen Zeitachse64 muss der Wandel von materiell zu 

stärker immateriell geprägten Sicht- und Verhaltensweisen durch den 

Staat beschleunigt werden. Dieser muss Rahmenbedingungen schaffen, 

die sowohl den wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Suchprozess in 

Richtung einer kulturellen Erneuerung fördern65 als auch die Bürger zu 

ressourcenschonenderem und damit nachhaltigerem Handeln anhalten 

und befähigen.66 Ökologisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich nachhalti-

ges Handeln muss künftig zur Richtschnur der Politik, jede staatliche 

Maßnahme auf ihren Beitrag zur Förderung bürgerschaftlichen Engage-

ments sowie zur Umwelt- und Klimaverträglichkeit überprüft werden. 

Konkret muss der Staat Hemmnisse, die immateriellen Lebensweisen im 

Weg stehen, abbauen, die Förderung ressourcenaufwändiger Wirt-

schafts- und Lebensweisen beenden und stattdessen Maßnahmen aus-

bauen, die den Ressourcenverbrauch senken. Zugleich muss er die poli-

tischen Strukturen so gestalten, dass sie der Bevölkerung auch bei sin-

kendem materiellen Wohlstand ein ausreichendes Maß an Sicherheit bie-

ten. Dabei hat er allerdings dem Umstand Rechnung zu tragen, dass ihm 

zur Bewältigung dieser Aufgabe geringere finanzielle Mittel zur Verfügung 

stehen werden als heute. Denn nicht nur dürften aufgrund abnehmender 

wirtschaftlicher Leistungskraft seine Einnahmen sinken, es dürften auch 

bedingt durch den demographischen Wandel und zunehmende internati-

onale Verpflichtungen seine Ausgaben steigen. 

Voraussetzung I: Ganzheitliche Lösungen seitens der Wissenschaft  

Um diese doppelte Herausforderung meistern zu können, braucht der 

Staat die Unterstützung durch die Wissenschaft. Sie muss die jeweilige 

                                            
64

  Vgl. Ziff. 3, S. 16. 
65

  Vgl. Ziff. 4.1. 
66

  Vgl. Ziff. 4.3. 
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Ausgangslage analysieren, nachhaltige Entwicklungsoptionen und ihre 

Folgen aufzeigen sowie ganzheitliche, praktikable Lösungen liefern. Zwar 

ist hierzu in den zurückliegenden Jahren vieles erarbeitet worden.67 Dies 

gilt insbesondere für technische Innovationen zur Steigerung der Res-

sourceneffizienz oder Strategien zur Umstellung auf erneuerbare Ener-

gien.68 Doch fehlt häufig die Einbettung in eine "gesellschaftliche Trans-

formationsstrategie",69 die flankierende Maßnahmen zur Zurückdrängung 

ressourcenaufwändiger Lebensweisen beinhaltet. Viele auf den ersten 

Blick technisch überzeugende Konzepte erfordern Verhaltensänderungen 

der Bevölkerung, ohne darzulegen, wie diese bewirkt werden können. Um 

diese Lücke zu schließen, sollte der Staat bei der öffentlichen For-

schungsvergabe häufiger die Zusammenarbeit von Natur-, Ingenieurs- 

und Gesellschaftswissenschaften zur Auflage machen.  

Von der Wissenschaft noch nicht ausreichend geklärt ist ferner, wie unter 

Bedingungen wirtschaftlichen Stillstands oder gar Rückschritts Vollbe-

schäftigung, soziale Sicherheit, ausgeglichene öffentliche Haushalte, Ge-

nerationengerechtigkeit, Umweltschutz und anderes mehr gewährleistet 

werden können. Zwar gibt es hierzu beachtliche Vorarbeiten,70 doch sind 

diese im Allgemeinen noch nicht hinreichend ausgereift, um allgemein 

akzeptiert und problemlos in die Praxis umgesetzt zu werden. 

Die Wissenschaft blieb bisher auch weitgehend Antworten schuldig, wel-

che Auswirkungen die absehbare Verteuerung natürlicher Ressourcen 

auf die Faktorkosten, insbesondere die Kosten des Faktors Arbeit sowie 

die Entwicklung und Verteilung der Einkommen haben wird. Auch die Rol-

                                            
67

  Beispiele hierfür sind das Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats Globale Umweltveränderungen 
(WBGU) "Welt im Wandel: Gesellschaftsvertrag für eine Große Transformation" oder die Studie des 
Wuppertal-Instituts "Zukunftsfähiges Deutschland". Aus dem angelsächsischen Raum sind Tim Jack-
sons "Prosperity without Growth" und Peter Victors "Managing without Growth" zu nennen. Vgl. 
WBGU (2011), Wuppertal-Institut (2008), Jackson (2009), Victor (2008). 

68
  Ein Beispiel hierfür ist das Buch "Faktor Fünf" von Ernst Ulrich von Weizsäcker. Vgl. Weizsäcker u.a. 

(2010). 
69

  Hennicke/Samadi/Schleicher (2010), S. 8. 
70

  Z.B. von Herman E. Daly, Peter Victor, Niko Paech, Lorenz Erdmann, Siegfried Behrendt sowie Ange-
lika Zahrnt. Vgl. Daly (2005), Victor (2008), Paech (2005), Behrendt (2011) und Seidl/Zahrnt (2011). 
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le des Zinses als mögliche Ursache des herrschenden Wachstums-

zwangs ist nicht abschließend geklärt.71 Schließlich ist klärungsbedürftig, 

durch welche Maßnahmen ein kultureller Wandel bewirkt werden kann. 

Diese Forschungslücken müssen geschlossen werden, wenn Politik und 

Staat die kulturelle Erneuerung beschleunigen sollen.  

Voraussetzung II: Unterstützung durch die Bevölkerung 

Für den notwendigen Wandel benötigt der Staat aber nicht nur überzeu-

gende Konzepte von Seiten der Wissenschaft. Er benötigt auch die Un-

terstützung breiter Bevölkerungsschichten. Das gilt insbesondere in einer 

Demokratie.  

Hier ist festzustellen, dass die Bevölkerung in Ländern wie Deutschland 

gegenüber ressourcen- und umweltschonenden Wirtschafts- und Le-

bensweisen heute deutlich aufgeschlossener ist als in der Vergangenheit. 

Die Mehrheit wünscht sogar, dass der Staat z.B. in der Umweltpolitik 

durch strengere Gesetze und die Streichung von Subventionen eine akti-

vere Rolle spielt als bisher.72 Mehr als drei Viertel der Befragten glauben, 

dass sich sonst "die Umweltsituation dramatisch verschlechtern wird".73 

Auch die jüngsten Wahlerfolge der Grünen sprechen dafür, dass wach-

sende Teile der Bevölkerung den Schutz der Umwelt in der Politik stärker 

berücksichtigt sehen wollen.  

Ob diese Einstellungen auch dann Bestand haben, wenn die Folgen die-

ser Politik z.B. in Form höherer Kosten für Energie und sonstige Res-

sourcen spürbar werden, ist jedoch offen. Wie die Reaktionen auf die Re-

formmaßnahmen im Bereich des Arbeitsmarktes und der sozialen Siche-

rungssysteme zwischen 2003 und 2005 gezeigt haben, sehen die Bürger 

die Notwendigkeit von Anpassungsmaßnahmen zwar oft ein, sind dann 

                                            
71

  Vgl. hierzu beispielsweise Binswanger (2009). 
72

  Vgl. UBA (2010a), S. 23. 
73

  A.a.O. 
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aber nur bedingt bereit, auch die finanziellen Lasten zu tragen, die mit ih-

nen einhergehen. Das stellt die Politik vor fast unlösbare Aufgaben.74 

Umso wichtiger ist es, wie die Politik ihre Maßnahmen konzipiert und 

kommuniziert.75 Bei der Konzeption der Maßnahmen ist darauf zu achten, 

dass diese in überschaubaren kleinen Schritten erfolgen, wobei Endziel 

und Gesamtkonzept zu jedem Zeitpunkt erkennbar bleiben müssen.76 

Zugleich müssen sie trotz geringerer öffentlicher Mittel dem wachsenden 

Bedürfnis der Bevölkerung nach Sicherheit und Gerechtigkeit Rechnung 

tragen77 und das Gemeinwohl stärken. Ferner sollten sie - wo möglich - 

auf der kommunalen Ebene angesiedelt sein, da sie dort in der Regel ef-

fizienter und gerechter gestaltet werden können sowie die Partizipations- 

und Einflussmöglichkeiten größer sind. Das erhöht ihre Akzeptanz. Dies 

gilt insbesondere für Umverteilungsmaßnahmen. 

Bei der Kommunikation sollten Politik und Staat nicht die Nachteile der 

gegenwärtigen Wirtschafts- und Lebensweisen, sondern die Chancen 

immaterieller Sicht- und Verhaltensweisen und damit der kulturellen Er-

neuerung in den Mittelpunkt stellen. Umwelt- und Klimaschutz sowie res-

sourcenschonendere Wirtschafts- und Lebensweisen sollten als Investiti-

on in die Sicherheit des Einzelnen und Vorsorge in die Zukunft kommuni-

ziert werden, die mindestens ebenso wichtig sind wie Beitragszahlungen 

in die gesetzlichen Sozialversicherungen. 

In beides - Konzeption und Kommunikation - müssen die Bürger einbezo-

gen werden, damit sie ihre Vorstellungen, Erwartungen und Erfahrungen 

einbringen können. Dies kann dazu beitragen, dass sich die Bevölkerung 

stärker mit Politik und deren Entscheidungen identifiziert. Zudem könnte 

ein solches Vorgehen auch weniger fehler- und krisenanfällig sein.  

                                            
74

  Vgl. Neugebauer (2007), S. 106. 
75

  Vgl. auch Ziff. 4.2. 
76

  Als Vorbild kann die Einführung der Rente mit 67 dienen, wobei allerdings die Erhöhung der Alters-
grenze auf das 67. Lebensjahr nicht ausreichen dürfte. Vgl. Sachverständigenrat (2011).  

77
  Vgl. Neugebauer (2007), S. 119 sowie Ziff. 5.5. 
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Aus der Fülle von Möglichkeiten, durch Veränderung staatlicher Rah-

menbedingungen den Verhaltenswandel zu beschleunigen, hält das 

Denkwerk Zukunft für vorrangig: 

5.1 Bürgerschaftliches Engagement stärken 

Da der Wandel zu stärker immateriell geprägten Sicht- und Verhaltens-

weisen eine Leistung ist, die nicht vorrangig vom Staat, sondern von je-

dem Einzelnen und der Gesellschaft als Ganzen erbracht wird, müssen 

diesen die erforderlichen Frei- und Gestaltungsräume überlassen werden. 

Dies bedarf ausdrücklicher Erwähnung, weil der Staat seit langem, insbe-

sondere aber seit der Mitte des 20. Jahrhunderts immer mehr Funktionen 

übernommen hat, die eigentlich von der Gesellschaft hätten erbracht 

werden können und sollen. Die Gesellschaft wurde in Ländern wie 

Deutschland schleichend verstaatlicht und bürgerschaftliches Engage-

ment auf Rand- und Nebenfunktionen beschränkt. 

Diese Funktionsteilung muss von allen Beteiligten - staatlichen Einrich-

tungen ebenso wie Bürgern und gesellschaftlichen Institutionen aktiv  

überwunden werden. Dabei ist es nicht damit getan, dass der Staat nur 

solche Aufgaben an die Bürger abtritt, die er aufgrund knapper werdender 

Mittel nicht mehr selbst erfüllen kann. Vielmehr muss er anerkennen, 

dass bürgerschaftliches Handeln in der anstehenden Transformation sei-

nem eigenen Handeln überlegen sein kann und oft auch ist. Bei der Ent-

wicklung zukunftsfähiger Wirtschafts- und Lebensweisen ist die breite und 

vielgestaltige Mitwirkung der Bürger unverzichtbar.  

Der Staat sollte sie zu dieser Mitwirkung ausdrücklich ermutigen. Dazu 

muss er die Übernahme gesellschaftlicher Aufgaben durch die Bürger er-

leichtern,78 gesetzliche Regulierungen bürgerschaftlichen Engagements 

auf das unbedingt Nötige beschränken und die öffentliche Verwaltung 

bürgernah und transparent gestalten. Vor allem aber muss er dem mehr 

                                            
78

  Vgl. auch Ziff. 4.1. 



 

 48/76 

und mehr in Vergessenheit geratenen Subsidiaritätsprinzip79 wieder Gel-

tung verschaffen. Anderenfalls bleibt die von ihm postulierte "Engage-

mentpolitik als politische Querschnittsaufgabe"80 eine leblose Worthülse.  

Subsidiaritätsprinzip konsequent anwenden  

Angesichts abnehmender öffentlicher und privater Mittel muss die Aufga-

benverteilung zwischen Staat und Bürgern neu geregelt werden. Nur so 

lassen sich Überforderungen der einen oder anderen Seite sowie soziale 

Spannungen vermeiden. 

Viele Bürger sind durchaus Willens, an dieser Neuregelung konstruktiv 

mitzuwirken. Das gilt sowohl für die Übernahme gesellschaftlicher Aufga-

ben auf lokaler Ebene als auch für die Übernahme von Aufgaben in Be-

reichen wie Bildung und Erziehung, Arbeitsvermittlung, gesellschaftliche 

Integration oder Stadtplanung. Selbst bei der Daseinsvorsorge wächst die 

Zahl derer, die zu größerer Eigenverantwortung bereit sind. Doch wie 

nicht zuletzt die Debatten um Stuttgart 21 und einige ähnlich gelagerte 

Fälle zeigen, gibt es bisher nur geringe Erfahrungen, wie bürgerschaftli-

ches Engagement für die Lösung gesellschaftlicher Aufgaben nutzbar 

gemacht werden kann.81 Recht oft kommt es zu unproduktiven Kompe-

tenzstreitigkeiten oder sogar Konfrontationen. Auch die nationale Enga-

gementstrategie aus dem Jahre 2010 gibt nur wenige Antworten, wie 

Bürger in politische Entscheidungsprozesse und -aufgabenlösungen ein-

bezogen und ihre Kompetenzen genutzt werden können.  

Künftig muss der Staat sehr viel kritischer prüfen, welche gesellschaftli-

chen Aufgaben er an sich ziehen darf bzw. welche er jetzt an die Bürger 

zurück übertragen muss. Dabei wird sich zeigen, dass er sachlich gebo-

tene Begrenzungen seines Handelns nicht selten missachtet hat. Aller-

                                            
79

  Nach dem Subsidiaritätsprinzip darf der Staat auf der obersten Ebene nur die Aufgaben erfüllen, die 
die untere Ebene nicht erledigen kann. 

80
  Deutscher Bundestag (2002), S. 70. 

81
  Gute Beispiele und Erfahrungen bieten die zahlreichen Agenda 21-Prozesse in Kommunen und Regi-

onen. 
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dings sind derartige Grenzziehungen nicht immer auf den ersten Blick zu 

erkennen. Deshalb ist es ratsam, Räume zu schaffen, in denen Staat und 

Bürger zunächst kooperieren, bis schließlich die Bürger die volle Verant-

wortung übernehmen. Erfahrungen, die dabei gesammelt werden, lassen 

sich dann für andere Bereiche nutzen. Ferner sollte sich der Staat darum 

bemühen, getrennt operierende, zivilgesellschaftliche Akteure zu gemein-

samem Handeln zu bringen. Statt selbst aktiv zu werden, sollte er häufi-

ger die Rolle eines Moderators oder Maklers übernehmen.  

In dieser Rolle wird er allerdings nur erfolgreich sein, wenn er staatliche 

und freie Träger im Bereich gesellschaftlicher Aktivitäten nicht bevorzugt. 

Heute geschieht das immer wieder. Beispielsweise wird der Betrieb priva-

ter Kindertagesstätten durch unnötige Bauauflagen erschwert.82 Auch be-

stehen erhebliche Unterschiede bei der Bezuschussung von Kinderta-

gesstätten, die einerseits von staatlichen oder freien Trägern betrieben 

werden und andererseits von privaten. Dadurch bleibt nicht selten wert-

volles Potential ungenutzt, obwohl Kindertagesstätten dringend benötigt 

werden.83 Ferner muss der Staat bürokratische Hemmnisse im Zuwen-

dungsrecht und in der Zuwendungspraxis abbauen84 und einen ange-

messenen Haftungs- und Unfallversicherungsschutz gewähren.85 Beson-

ders wichtig ist jedoch, dass der Gesetzgeber die Wirkungen vorhande-

ner und künftig zu beschließender Gesetze auf bürgerschaftliches Enga-

gement prüft und gegebenenfalls unnötige Beeinträchtigungen beseitigt.86  

Trotzdem werden auch in Zukunft die meisten der für das Gemeinwesen 

bedeutsamen Entscheidungen vom Staat getroffen werden. Um auch in 

                                            
82

  Vgl. z.B. Jacobs (2011). 
83

  Bis 2013 fehlen derzeit rund 400.000 Plätze. Vgl. Welt Online, 03.09.2010. 
84

  Beispielsweise plädiert der Deutsche Verein für Öffentliche und Private Fürsorge dafür, das Jährlich-
keitsprinzip, nachdem alle Ausgaben bis zum Ende eines Jahres bzw. bis Ende Februar des Folgejah-
res zu tätigen sind, flexibler zu handhaben und vermehrt Festbetragsfinanzierungen zu nutzen. Vgl. 
Deutscher Bundestag (2010), S. 6 f. 

85
  Beispielsweise besteht nicht in allen Bundesländern ein umfassender Versicherungsschutz für Ehren-

amtliche. Auch ist in manchen Fällen die Versicherungssumme zu gering. Vgl. BBE (2011). 
86

  Vgl. auch Sondervotum von Mitgliedern der Enquete-Kommission "Zukunft des Bürgerschaftlichen 
Engagements" aus der Fraktion der CDU/CSU, Deutscher Bundestag (2002), S. 329 ff. 
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diesem Fall das Potential der Bürger zu nutzen, müssen neue Wege der 

bürgerschaftlichen Mitverantwortung gefunden werden. Der Entwurf für 

den neuen Absatz 3 des Paragraphen 25 des Bundesverwaltungsverfah-

rensgesetzes weist hier einen wichtigen Weg, bei dem Bürger und Ent-

scheidungsträger in einem dem Entscheidungsprozess vorangehenden 

Verfahren das Für und Wider der anstehenden Entscheidungen auf Au-

genhöhe erörtern können.  

5.2 Transparenz erhöhen - Signale setzen 

Um dem Einzelnen die Entwicklung eines mehr immateriellen Lebensstils 

zu erleichtern, müssen Staat und Gesellschaft die Wirtschaft zu größt-

möglicher Transparenz hinsichtlich der ökologischen und sozialen Nach-

haltigkeit ihrer Produkte und Dienste veranlassen. Darüber hinaus müs-

sen sie selbst vorbildlich handeln und sich deutlicher als bisher an imma-

teriellen Kriterien und Zielen orientieren.  

Ressourcenverbrauch von Produkten und Diensten kennzeichnen 

Damit der Einzelne das Ausmaß seines materiell aufwändigen Konsum- 

und Lebensstils erkennen und bewusste Kaufentscheidungen zugunsten 

ökologisch und sozial nachhaltiger Produkte und Dienste treffen kann, 

muss er umfassend und zutreffend über Ressourcenverbrauch und Um-

weltbelastung informiert werden, die während des Lebenszyklus des von 

ihm erworbenen Produkts oder Dienstes entstehen. Zwar gibt es bereits 

eine Fülle von Umwelt-, Energieeffizienz- und Verpackungskennzeichen 

sowie CO2-Labels, die Orientierungshilfen geben,87 doch sind sie oft nicht 

aussagekräftig genug, um das Konsumverhalten innerhalb der gebotenen 

Zeit zu ändern. Außerdem beruhen sie auf unterschiedlichen Bewer-

tungsgrundlagen.88 Vor allem aber werden sie nicht flächendeckend ver-

                                            
87

  Die bekanntesten sind das Umweltzeichen der blaue Engel, das Biosiegel für Lebensmittel aus ökolo-
gischem Anbau sowie das Fair-Trade-Zeichen für Produkte aus fairem Handel. 

88
  Vgl. BMLFUW (2009). 
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wendet. Teilweise führen Kennzeichnungen - wie die geplante CO2-

Farbskala für PKW - Verbraucher sogar regelrecht in die Irre.89 

Deshalb sollte der Staat bei den Unternehmen für eine bessere Kenn-

zeichnung ihrer Produkte werben und einheitliche Anforderungen an die 

Kennzeichnung vorgeben.90 Zur Auswahl stehen beispielsweise der Öko-

logische Fußabdruck91, das Integrated Technology Roadmapping oder 

der Sustainable-Value-Ansatz.92 Möglicherweise muss auch erst noch ein 

geeignetes Kennzeichnungssystem entwickelt werden. Dabei ist wichtig, 

dass sich Deutschland zumindest mit den Ländern der EU abstimmt, da-

mit EU-weite Standards gesetzt werden. Zwar ist die Berechnung der 

Umweltkennzahlen für Unternehmen, Verbände und statistische Ämter 

mit erheblichem Aufwand verbunden, doch führt die Kennzeichnung wie 

erste Erfahrungen zeigen, bei ihnen zu veränderten Bewertungen und 

damit Sicht- und Verhaltensweisen.93 Langfristig könnte ein solches 

Kennzeichnungssystem EU-weit sogar für verbindlich erklärt werden. 

                                            
89

  Die Pläne der Bundesregierung sehen vor, den CO2-Ausstoß von Autos ins Verhältnis zu ihrem Ei-
gengewicht zu setzen. Hierdurch schneiden schwergewichtige Limousinen mitunter besser ab als  
energieeffiziente Kleinwagen. Vgl. FTD (2011). 

90
  Vgl. auch RNE (2010), S. 8. 

91
  Der ökologische Fußabdruck ist ein Nachhaltigkeitsmaß, das angibt, wie viele biologisch produktive 

Land- und Wasserflächen eine Bevölkerung pro Jahr benötigt, um die von ihr konsumierten Güter und 
Dienste zu produzieren bzw. die dabei anfallenden Reststoffe (Abfälle, Treibhausgasemissionen u.ä.) 
zu absorbieren. Vgl. Global Footprint Network (2010). 

92
  Der Sustainable-Value-Einsatz ist "der erste wertorientierte Ansatz für die Nachhaltigkeitsbewertung 

von Unternehmen". Hahn u.a. (2009), S. 6. Neben ökonomischem Kapital wird dabei auch der Einsatz 
von ökologischem und sozialem Kapital berücksichtigt. Mit Hilfe des so genannten Integrated Techno-
logy Roadmapping können technologische Lösungen für wirtschaftliche, ökologische, soziale und poli-
tische Herausforderungen entwickelt werden. Vgl. Behrendt, u.a. (2007). 

93
  Der Sportartikelhersteller Puma hat als eines der ersten Unternehmen eine ökologische Gewinn- und 

Verlustrechnung aufgestellt. Mit dieser kann das Unternehmen Umweltauswirkungen entlang der 
Wertschöpfungskette identifizieren. Damit will sich das Unternehmen sowohl auf mögliche gesetzliche 
Vorschriften vorbereiten als auch das Bewusstsein für neue Geschäftsmodelle, die den Ressourcen-
verbrauch minimieren, stärken. Vgl. Puma (2011) sowie FAZ (2011). Weitere Unternehmen sind Fa-
ber Castell, Otto Versand, GLS Bank, BASF u.a. 
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Gesellschaftlichen Wohlstand und politisches Handeln stärker an  

immateriellen Kriterien orientieren 

Gesellschaftliches Bewusstsein wird ganz wesentlich auch von den Zie-

len geprägt, die der Staat verfolgt, und der Art und Weise, wie er seine 

Zielerreichung ermittelt. In Deutschland wie in vielen anderen Ländern hat 

nach wie vor das Wachstum der Wirtschaft den höchsten Rang.94 Noch 

immer gilt das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967,95 das die Po-

litik auf ein stabiles Preisniveau, einen hohen Beschäftigtenstand, au-

ßenwirtschaftliches Gleichgewicht, vor allem aber "ein angemessenes96 

und stetiges Wirtschaftswachstum" verpflichtet. In Erfüllung dieser Ver-

pflichtung wurde im Laufe der Jahrzehnte eine Fülle gesetzgeberischer 

Maßnahmen ergriffen, so auch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz 

von 2009,97 mit dem der Einbruch des Wirtschaftswachstums infolge der 

globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2007/2008 durch Steuerentlastun-

gen bekämpft werden sollte.98 

Ob die gesteckten Wachstumsziele erreicht werden, wird durch die Mes-

sung des Bruttoinlandsprodukts (BIP) ermittelt, also die Summe des Wer-

tes aller Güter und Dienste, die eine Volkswirtschaft im Laufe eines be-

stimmten Zeitraums über den Markt bereitstellt. Dass dieses Messverfah-

ren erhebliche Mängel aufweist, ist mittlerweile unbestritten. Denn es wer-

tet einerseits Wohlstandsverluste wie Unfälle, Krankheiten, aber auch die 

                                            
94

  Hierauf wies Bundeskanzlerin Angela Merkel im Februar 2011 bei der Stiftung Ordnungspolitik in 
Freiburg hin: "Einer der fatalsten Irrtümer in diesem Zusammenhang war im übrigen, dass man das 
Wachstum über alles gesetzt hat. Wachstum war sozusagen das Oberziel. Alle anderen Ziele, z.B. 
ausgeglichene Haushalte, hatten sich dem unterzuordnen." Bundesregierung (2011a).  

95
  Vgl. BMJ (1967), Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft (StabG) vom 

8. Juni 1967. 
96

  Zum damaligen Zeitpunkt galt ein Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von real drei bis vier Prozent 
als angemessen. 

97
  Vgl. BMF (2009a), Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums (Wachstumsbeschleuni-

gungsgesetz) vom 22. Dezember 2009. 
98

  U.a. wurden der Umsatzsteuersatz für Beherbergungsleistungen abgesenkt, Abschreibungsregeln für 
Unternehmen verbessert, die Erbschaftsteuer für bestimmte Personengruppen und Unternehmen ge-
senkt sowie Kinderfreibeträge angehoben. Vgl. BMF (2009a und 2009b). 
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Folgen von Umweltschäden oder den Verbrauch von Ressourcen als 

Wohlstandsgewinne und negiert andererseits Wohlstandsgewinne, die 

nicht über den Markt bereit gestellt werden, wie die Früchte hauswirt-

schaftlicher oder ehrenamtlicher Tätigkeiten. Doch trotz dieser schwer-

wiegenden Mängel wird das BIP - entgegen seiner Bestimmung - nicht 

nur als Wachstums-, sondern de facto auch als Wohlstandsindikator be-

nutzt. Dadurch entsteht der Eindruck, dass durch das Wachstum der 

Wirtschaft auch der Wohlstand eines Landes und seiner Bürger zunehme 

und darüber hinaus auch deren Lebensqualität steige. Durch diese fakti-

sche Gleichsetzung von wirtschaftlichem Wachstum, Wohlstand und Le-

bensqualität ist das Wohlstandsverständnis in den früh industrialisierten 

Ländern während mehrerer Generationen auf materiellen Wohlstand ver-

engt worden. Diese Verengung muss wieder beseitigt werden. 

Zu diesem Zweck muss die Politik ihren bisherigen Zielkatalog substan-

tiell erweitern. Insbesondere muss sie neben wirtschaftlichen auch ökolo-

gische und gesellschaftliche Entwicklungen stärker in ihre Zielsetzungen 

einbeziehen und über deren Erreichung regelmäßig berichten. Vor allem 

aber muss sie die Wohlstandsmessung durch ökologische und gesell-

schaftliche Messgrößen ergänzen. Vorschläge hierzu gibt es viele.99 Auch 

das Denkwerk Zukunft hat mit seinem Wohlstandsquartett einen Vor-

schlag unterbreitet.100 Es ist zu hoffen, dass die im Dezember 2010 ein-

berufene Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages bis 2013 ei-

nen konkreten Vorschlag zur Messung von Wohlstand vorlegt. Ihre Ein-

setzung zeigt, dass Teile der Politik in diesem Bereich Handlungsbedarf 

sehen. 

                                            
99

  Zu nennen sind u.a. der Nationale Wohlfahrtsindex (NWI) von Diefenbacher und Zieschank (2010), 
das Indikatorensystem vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der Gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung (2010) und der Fortschrittsindex vom Zentrum für Gesellschaftlichen Fortschritt (2010). Für 
eine Übersicht über verschiedene Indikatoren und Messverfahren vgl. Denkwerk Zukunft (2010c). 

100
  Vgl. Denkwerk Zukunft (2010d).  



 

 54/76 

5.3 Staatliche Förderung umweltschädlicher und materiell aufwändiger  
Wirtschafts- und Lebensweisen abbauen 

Der Staat fördert wirtschaftliche Aktivitäten auf vielfältige Weise, nicht zu-

letzt durch die Bereitstellung hoher Steuermilliarden. Dabei ist er jedoch 

wenig wählerisch. Während er durch zahlreiche Lenkungsmaßnahmen 

Produzenten und Konsumenten zu sparsamer Nutzung von Ressourcen 

und schonendem Umgang mit der Umwelt anhält, subventioniert er  

gleichzeitig Vergeudung oder zumindest materiell aufwändiges Verhalten. 

Dadurch verzerrt er unter anderem den Wettbewerb zulasten umwelt-

freundlichen Wirtschaftens und beeinträchtigt die Entwicklung zukunftsfä-

higer Wirtschafts- und Lebensweisen.  

Nach Berechnungen des Umweltbundesamtes beliefen sich die umwelt-

schädlichen Subventionen in Form direkter Finanzhilfen, Steuerver-

günstigungen und so genannter impliziter Subventionen101 2008 auf mehr 

als 48 Milliarden Euro.102 Der Betrag wäre noch wesentlich höher, wenn 

die Subventionen der Länder und Kommunen sowie der Europäischen 

Union einbezogen würden.103 Der größte Subventionsempfänger ist mit 

23 Milliarden Euro der Verkehr, wobei knapp die Hälfte der umweltschäd-

lichen Subventionen auf den Flugverkehr entfällt. Umweltbelastende  

Energiebereitstellung und -nutzung werden mit 17,7 Milliarden Euro sub-

ventioniert. Der Sektor Bau- und Wohnungswesen erhielt 2008 7,2 Milli-

arden, die Landwirtschaft knapp 300 Millionen Euro.104 

                                            
101

  Hierzu gehören verdeckte Vergünstigungen wie Bürgschaften oder Garantien, die nicht direkt bud-
getwirksam werden. Auch die wirtschaftlichen Vorteile durch die kostenlose Vergabe von Emissions-
rechten gehören dazu. Vgl. UBA (2010b), S. 2. 

102
  Vgl. a.a.O., S. 2. Berechnungen von Greenpeace kommen für 2007 auf knapp 35 Milliarden Euro. Vgl. 
Greenpeace (2008). 

103
  Vgl. UBA (2010b), S. 2. 

104
  Der größte Teil der Landwirtschaftssubventionen fließt allerdings über die EU und ist in der hier ge-
nannten Summe nicht berücksichtigt. 
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Beispiel I: Entfernungspauschale 

Beispielhaft für umweltschädliche Subventionen im Verkehrsbereich ist 

die Entfernungs- oder so genannte Pendlerpauschale. Danach können 

Arbeitnehmer Aufwendungen für Arbeitswege in Höhe von 30 Cent pro 

Entfernungskilometer zwischen Wohn- und Arbeitsstätte von der Ein-

kommensteuer absetzen. 2008 nahm die öffentliche Hand dadurch knapp 

4,4 Milliarden Euro weniger an Steuern ein.105  

Nicht zuletzt aufgrund dieser Regelung haben sich im Laufe der Zeit die 

Entfernungen zwischen Wohn- und Arbeitsstätten immer weiter vergrö-

ßert.106 Viele Erwerbstätige haben keinen wirtschaftlichen Anreiz, mög-

lichst nahe an ihrer Arbeitsstätte zu wohnen. Dadurch erhöht sich nicht 

nur das Verkehrs- und damit Schadstoffaufkommen, sondern auch der 

Trend zum PKW, da das Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln in dünn 

besiedelten Gegenden generell gering ist. Ferner erhöht die Pendlerpau-

schale den Flächenverbrauch und trägt zur Zersiedlung bei, was wieder-

um die Biodiversität gefährdet. Würden diese negativen Umwelteffekte in 

die Wohnkosten eingepreist,107 würde dem Argument, das Wohnen sei im 

Wohnumland oder auch auf dem Land im Vergleich zur Stadt billiger, die 

Grundlage entzogen.  

Deshalb sollte die Höhe der Pendlerpauschale schrittweise reduziert und 

diese langfristig ganz abgeschafft werden. Für eine begrenzte Zeit könnte 

Arbeitnehmern, die aus beruflichen oder sozialen Gründen lange Ar-

beitswege zurücklegen müssen und folglich hohe Fahrtkosten haben, ei-

ne Härtefallregelung gewährt werden.108 

                                            
105

  Vgl. BMF (2010). 
106

  Während 1996 reichlich 52 Prozent der Erwerbstätigen weniger als 10 km von ihrer Wohnung zur 
Arbeitsstätte zurücklegten, waren es im Jahr 2008 nur noch knapp 46 Prozent. Zugleich stieg der An-
teil derer, deren Arbeitsstätte 25 km und mehr von der Wohnung entfernt war, von rund 13 auf reich-
lich 16 Prozent. Vgl. Statistisches Bundesamt (2009). 

107
  Vgl. auch Ziff. 5.4. 

108
  Das Umweltbundesamt schlägt vor, die Pendlerkosten unter besonderen Umständen als außerge-
wöhnliche Belastung bei der Einkommensteuer mindernd anzuerkennen. Vgl. UBA (2010b), S. 9. 
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Beispiel II: Strom- und Energiesteuerermäßigungen für das  

Produzierende Gewerbe sowie die Land- und Forstwirtschaft 

Um ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit nicht zu gefährden, werden 

Unternehmen des Produzierenden Gewerbes sowie der Land- und 

Forstwirtschaft nur mit 60 Prozent der Regelsteuersätze für Strom, Erd- 

und Flüssiggas belastet. Für Heizöl fallen lediglich 73 Prozent des Steu-

ersatzes an. 2008 entstanden dadurch Steuerausfälle in Höhe von reich-

lich 2,4 Milliarden Euro.109 Diese Steuerermäßigungen verminderten für 

die 120.000 begünstigten Unternehmen den Anreiz, ihren Energie-

verbrauch zu reduzieren.  

Deshalb sollten auch die Energiesteuervergünstigungen schrittweise ab-

gebaut werden.110 Das umso mehr als viele der begünstigten Unterneh-

men weder hohe spezifische Energiekosten aufweisen noch im internati-

onalen Wettbewerb stehen.111  

Die derzeitige Subventionsvergabe belastet die öffentlichen Haushalte 

auf zweifache Weise: zum einen durch Mehrausgaben bzw. Minderein-

nahmen zum Zeitpunkt der Subventionszahlung, zum anderen in Form 

von Folgeschäden umweltschädlichen Verhaltens. Umweltschädliche 

Subventionen und die staatliche Förderung materiell aufwändiger Le-

bensweisen müssen deshalb zurückgeführt und schließlich ganz beendet 

werden. Ferner sollten neue Gesetze bzw. Änderungen bestehender Ge-

setze auf ihre Umweltverträglichkeit geprüft und unvermeidliche Beein-

trächtigungen ausführlich begründet werden. 

5.4 Ressourcenverbrauch senken 

Darüber hinaus muss der Staat die Rahmenbedingungen so setzen, dass 

Wirtschaft und Gesellschaft künftig weniger Ressourcen verbrauchen. 

Dabei muss er zum einen darauf dringen, dass Produkte und Verfahren 

                                            
109

  Vgl. a.a.O., S. 4. 
110

  Vgl. auch a.a.O., S. 7. 
111

  Vgl. Thöne u.a. (2010), S. 224. 
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entwickelt werden, die die vorhandenen Ressourcen möglichst effizient 

nutzen, und zum anderen den Einsatz von Ressourcen verteuern. Vor al-

lem aber muss er selbst mit gutem Beispiel vorangehen und bei seiner 

Beschaffungspolitik ressourcenschonenden Produkten und Verfahren den 

Vorzug geben sowie Produkte möglichst lange nutzen.  

Bei der öffentlichen Beschaffung mit gutem Beispiel vorangehen 

Bund, Länder und Gemeinden geben jährlich 260 Milliarden Euro für die 

Beschaffung von Gütern und Diensten aus.112 Davon entfallen reichlich 

50 Milliarden auf umweltorientierte Zukunftsmärkte.113 Die wichtigsten 

sind Transport und Verkehr, Gebäudeneubau und -renovierung, Energie- 

und Wasserwirtschaft sowie Informationstechnologie und Elektrogerä-

te.114 Um die erhebliche Marktmacht der öffentlichen Hand115 für umwelt- 

und klimafreundliche Produkte und Dienste zu nutzen sowie den Res-

sourcenverbrauch zu senken, sollten noch strengere Kriterien für eine 

umwelt- und ressourcenschonende Beschaffung vorgegeben und deren 

Einhaltung regelmäßig überprüft werden.116 Ferner sollten so genannte 

Leuchtturmprojekte wie der flächendeckende Einsatz von Hybridbussen 

im Öffentlichen Personen-Nahverkehr initiiert werden.117 Darüber hinaus 

könnten die Fuhrparks von Bund, Ländern und Gemeinden schrittweise 

auf schadstoffarme und ressourcenschonende Fahrzeuge umgestellt  

oder in allen öffentlich bezuschussten Kantinen der Einsatz biologischer 

sowie regional und fair gehandelter Lebensmittel veranlasst werden.118 

Zwar könnte sich dadurch die Beschaffung kurzfristig verteuern, langfris-

                                            
112

  Vgl. BMU (2008a), S. 1. 
113

  Vgl. McKinsey (2008), S. 12. 
114

  Vgl. a.a.O. 
115

  Beispielsweise werden über 50 Prozent der in Deutschland verkauften Omnibusse von öffentlichen 
Unternehmen des ÖPNV erworben. Vgl. McKinsey (2008), S. 3 (Kurzfassung). 

116
  Anfang Juni 2011 wurde im Bundeskabinett beschlossen, die Vergabeverordnung dahingehend zu 
ändern, dass nur die energieeffizientesten Produkte in Bezug auf Herstellung und Gebrauch beschafft 
werden. Vgl. Bundesregierung (2011b). 

117
  Vgl. McKinsey (2008). 

118
  Letzteres forderte beispielsweise der Rat für Nachhaltige Entwicklung 2010. Vgl. RNE (2010), S. 6. 
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tig würde die öffentliche Hand jedoch entlastet. Im Übrigen könnten die 

höheren Kosten durch den Abbau umweltschädlicher Subventionen aus-

geglichen werden.119 

Energie- und Ressourceneffizienz erhöhen 

Obwohl Energie und sonstige natürliche Ressourcen in Deutschland heu-

te deutlich effizienter genutzt werden als noch vor einigen Jahren,120 be-

stehen noch immer gewaltige Potentiale zur Effizienzsteigerung.121 Um 

diese zu nutzen, müssen verbindliche Effizienzstandards für Gebäude, 

Fahrzeuge und energieverbrauchende Produkte eingeführt werden,122 die 

möglichst EU-weit gelten, und über das Jahr 2020 hinaus ambitionierte 

Einsparziele festgelegt werden.123 Um diese Ziele besser erreichen zu 

können, muss die Forschungsförderung im Bereich der Effizienztechno-

logien gestärkt werden. Allerdings ist dabei darauf zu achten, dass auch 

die gesellschaftlichen Implikationen dieser Technologien berücksichtigt 

werden.124 Das gilt im Übrigen für alle staatlichen Forschungsförderpro-

gramme, die die Erhöhung der Ressourceneffizienz und den Umwelt-

schutz zum Ziel haben. 

Ressourcenverbrauch durch Internalisierung externer Kosten verteuern 

Natürliche Ressourcen sind im Verhältnis zu Produktionsfaktoren wie Ka-

pital und Erwerbsarbeit billig. Dies gilt insbesondere für nicht-erneuerbare 

Energien. Weder wird bei ihnen berücksichtigt, dass für sie früher oder 

später Ersatz geschaffen werden muss, noch dass ihr Verbrauch Natur 

                                            
119

  Vgl. Ziff. 5.3. 
120

  Seit 1990 ist beispielsweise die Energieproduktivität um knapp 39 Prozent, seit 1994 die Rohstoffpro-
duktivität um knapp 47 Prozent gestiegen. Vgl. Statistisches Bundesamt (2011). 

121
  Dies gilt beispielsweise für die Wärmedämmung von Gebäuden. Vgl. WBGU (2011), S. 148. 

122
  Vgl. WBGU (2011), S. 16. 

123
  Dies gilt beispielsweise für die Richtlinie der EU, bis 2020 die Energieeffizienz um 20 Prozent zu er-
höhen.  

124
  Vgl. auch S. 44. 
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und Umwelt erheblich belastet.125 Würden diese Kosten in vollem Umfang 

berücksichtigt, würden nicht nur die Preise von Ressourcen spürbar stei-

gen und sich dadurch die relativen Gewichte der Produktionsfaktoren 

verschieben, sondern auch ressourcenschonendere Produkte und Ver-

fahren für die Verbraucher an Attraktivität gewinnen. Würden beispiels-

weise die externen Kosten der Stromerzeugung durch Stein-, Braunkohle 

und Atomkraft in den Energiepreis einbezogen, würde sich der Strom-

preis im Schnitt auf rund 10,5 Cent je Kilowattstunde verdoppeln und da-

mit den Strompreis aus Windenergie und Wasserkraft um etwa 3 Cent 

übersteigen.126 Derartige Kosten zügig zu berechnen und zu veröffentli-

chen, dient nicht zuletzt der Aufklärung der Bevölkerung über die Folgen 

ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten für die Umwelt und sie selbst.  

Der Staat kann die externen Kosten entweder über Steuern oder den  

Emissionshandel einpreisen. Letzterer hat den Vorzug, dass er mit einer 

Mengenbegrenzung verbunden werden kann.127 Allerdings sollte er auf 

europäischer Ebene weiterentwickelt werden. Hierzu muss er administra-

tiv vereinfacht und mit klaren Emissionsobergrenzen ausgestattet wer-

den. Langfristig sollte ein globaler Emissionshandel angestrebt werden, 

bei dem die Zuteilung der Emissionsrechte auf die einzelnen National-

staaten anhand ihrer Bevölkerungszahl erfolgt. Die nationalen Budgets 

könnten in handelbare Zertifikate umgewandelt sowie bi- und multilateral 

gehandelt werden.128 

                                            
125

  Vgl. Miegel (2010), S. 122. 
126

  Vgl. Denkwerk Zukunft (2011b), Denkzahl Mai. 
127

  Vgl. auch WBGU (2011), S. 11. 
128

  Vgl. WBGU (2009), S. 23. 
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Besonders umweltschädliche Produkte verbieten 

Ferner sollte darauf hingewirkt werden, besonders umweltschädliche oder 

symbolträchtige Produkte, wie Plastiktüten, zu verbieten.129 Zwar kann 

der Verbrauch umweltschädlicher Plastiktüten auch dadurch verringert 

werden, dass wie in Deutschland die Hersteller von Plastiktüten in das 

Duale System130 einzahlen müssen. Dadurch kostet die Plastiktüte in 

Deutschland bis zu 30 Cent. Entsprechend verbrauchen die Deutschen 

mit 65 Tüten jährlich wesentlich weniger als im EU-Schnitt.131 Doch kön-

nen Verhaltensweisen durch das Verbot eines Produkts wesentlich 

schneller und tiefgreifender beeinflusst werden als durch dessen Verteue-

rung. 

5.5 Antworten auf Fragen materieller Existenzsicherung geben 

Damit sich die Bevölkerung immateriell geprägten Lebensstilen zuwen-

det, müssen Staat und Gesellschaft dafür sorgen, dass materielle 

Wohlstandsverluste erstens von allen zu tragen sind und zweitens für 

niemanden Existenz bedrohend werden. Praktisch gewendet heißt dies, 

dass ein hoher Beschäftigtenstand und voll funktionsfähige soziale Siche-

rungssysteme gewährleistet bleiben sowie unzumutbare soziale Härten 

vermieden werden müssen. Hierzu müssen sowohl im Bereich privater 

als auch öffentlich geförderter Forschung Konzepte entwickelt werden.  

                                            
129

  Auch die Europäische Kommission denkt darüber nach, den Verbrauch von Plastiktüten einzudäm-
men. Daher hat sie die Bürger eingeladen, im Internet ihre Meinung abzugeben, wie sich der Plastik-
tütenkonsum am besten verringern lässt. Vgl. Europäische Kommission (2011b).  

130
  Das Duale System ist neben der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung ein weiteres Entsorgungssys-
tem für gebrauchte Verkaufsverpackungen. Private Entsorgungsunternehmen sammeln diese für ihre 
Kunden u.a. über den so genannten gelben Sack ein. Die Kunden sind Hersteller oder Vertreiber von 
Produkten, die lt. der 1991 in Kraft getretenen Verpackungsverordnung dazu verpflichtet sind, ihre 
Transportverpackungen zurückzunehmen und erneut zu verwenden oder einer stofflichen Verwertung 
zuzuführen. Vgl. DSD (2010) sowie BMU (2008b). 

131
  Im EU-Schnitt werden rund 500 Plastiktüten je Einwohner und Jahr verwendet. Allerdings sind die 
internationalen Vergleiche zum Verbrauch von Plastiktüten mit Unsicherheiten behaftet. Vgl. Europäi-
sche Kommission (2011b). 
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Beispiel I: Hohen Beschäftigtenstand sichern 

Die Gewährleistung eines hohen Beschäftigtenstandes dürfte künftig 

deutlich einfacher sein als in den zurückliegenden Jahrzehnten. Ursäch-

lich hierfür sind vor allem drei Entwicklungen: Veränderungen im Bevölke-

rungsaufbau, steigende Nachfrage nach arbeitsintensiven Diensten und 

Verschiebungen im Kostengefüge der Produktionsfaktoren. 

In der Vergangenheit war der Bevölkerungsaufbau gekennzeichnet von 

einem hohen Anteil Erwerbsfähiger, einem stetig zunehmenden Anteil Äl-

terer und einem allmählich schrumpfenden Anteil an Kindern und Jugend-

lichen. Künftig wird die Gesamtbevölkerung an Zahl abnehmen. Am 

schnellsten und stärksten wird jedoch der Anteil der 20- bis 64-Jährigen 

zurückgehen, während der Anteil der über 64-Jährigen kräftig wächst. Be-

finden sich heute noch 61 Prozent der Bevölkerung in der Altersgruppe 

der 20- bis 64-Jährigen, so werden es in knapp 40 Jahren - bei einer un-

terstellten Nettozuwanderung von jährlich 200.000 vorwiegend jüngerer 

Menschen - voraussichtlich nur noch knapp 53 Prozent sein. In absoluten 

Zahlen entspricht dies einem Rückgang von 11 Millionen Erwerbsfähigen 

bei einem gleichzeitigen Anstieg der Zahl nicht mehr Erwerbsfähiger - ins-

besondere über 79-Jähriger - um 6,6 Millionen.132 Hieran kann auch eine 

Verschiebung des Renteneintrittsalters nur wenig ändern.  

Eng hiermit verbunden ist die steigende Nachfrage nach personennahen 

Dienstleistungen, die ihrer Natur gemäß arbeitsintensiv sind und deren 

Produktivität durch höheren Kapital- und Wissenseinsatz - wenn über-

haupt - nur mäßig gesteigert werden kann. Im Blick auf die Entwicklung 

der Altersstruktur gilt der Gesundheits- und Pflegebereich als der dyna-

mischste Wachstumsmarkt.133 Das aber heißt zugleich, dass anders als 

                                            
132

  Die Zahlen stammen aus der 12. Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes, 
Variante 1-W2. Vgl. Statistisches Bundesamt (2009). 

133
  Berechnungen des IAB zufolge wird die Nachfrage nach professionellen Pflegekräften von 2010 bis 
2020 um bis zu 60 Prozent von 561.000 auf 900.000 steigen. Vgl. Pohl (2010). 
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bisher die Entwicklung der Wirtschaft mit überproportional zunehmender 

Beschäftigung einhergeht.  

Auch der ökologische Umbau der Wirtschaft wird sich positiv auf den Ar-

beitsmarkt auswirken. In der Vergangenheit wurde Wissen und Kapital 

vor allem dazu eingesetzt, menschliche Arbeit im Produktionsprozess zu-

rückzudrängen. Ursächlich hierfür waren unter anderem die vergleichs-

weise stark steigenden Arbeitskosten. Künftig dürfte der Einsatz von Wis-

sen und Kapital hingegen darauf abzielen, den Ressourcen-, namentlich 

den Energieverbrauch zu reduzieren. Denn die Preise für Rohstoffe ein-

schließlich fossiler Energieträger sowie für die Befrachtung der Umwelt 

mit Schadstoffen werden künftig voraussichtlich deutlich stärker steigen 

als die Kosten für Arbeit. Folglich wird Arbeit vergleichsweise preisgünstig 

sein und wohl auch verstärkt zum Einsatz kommen.134 

Das verbessert die Beschäftigungsmöglichkeiten gerade auch der Nicht- 

oder Geringqualifizierten. Allerdings dürften deren Einkommenschancen 

bei einer starken Erhöhung von Ressourcen- und Umweltkosten gering 

bleiben oder sogar noch sinken, was wiederum dazu beitragen würde, 

dass sich die Schere zwischen den Einkommensgruppen weiter öffnet.135 

Hier drohen soziale Konflikte, die den Übergang zu mehr immateriell ge-

prägten Lebensstilen empfindlich erschweren könnten. Deshalb muss ih-

nen bereits in einer frühen Phase entgegengetreten werden.  

Dies ist - wenn vielleicht auch nur in Grenzen - möglich, wenn der Kreis 

Nicht- oder Geringqualifizierter auf ein nicht unterschreitbares Minimum 

zurückgeführt wird. Damit sind die Migrations-, besonders aber die Bil-

dungspolitik gefordert. Letztere ist der Schlüssel zum Ganzen. Eine zeit-

gemäße Bildungspolitik zielt u.a. auf eine größere Durchlässigkeit des 

Bildungssystems, was beispielsweise verstärkte Sprachförderung, die 

                                            
134

 Vgl. Denkwerk Zukunft (2011c). 
135

  Einer Untersuchung der OECD zufolge sind die Einkommensunterschiede zwischen dem obersten 
und dem untersten Dezil der Einkommensbezieher in den meisten OECD-Ländern seit Anfang der 
1980er Jahre zum Teil kräftig gestiegen. Die OECD sieht keine Anzeichen dafür, dass sich dieser 
Trend in der nahen Zukunft umkehren wird. Vgl. OECD (2011a). 
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Öffnung der Hochschulen für beruflich Qualifizierte oder den Ausbau der 

beruflichen Weiterbildung erfordert. Darüber hinaus müssen allen Bevöl-

kerungsgruppen bei gleicher Qualifikation Aufstiegsmöglichkeiten in Füh-

rungspositionen eröffnet werden.136  

Ferner muss der Staat die wachsende Ungleichheit der Markteinkommen 

dadurch auszugleichen suchen, dass er die soziale Sicherung - wo mög-

lich und sinnvoll - künftig über Steuern statt Beiträge finanziert. Dies wür-

de nicht nur die Bemessungsgrundlage verbreitern, sondern auch Leis-

tungsstarke über die progressiv verlaufende Einkommensteuer stärker 

heranziehen, während Geringverdiener gegenüber heute entlastet wür-

den.137 Hingegen sollten bei der stärkeren Heranziehung größerer Ver-

mögen keine Illusionen genährt werden. Denn ein Großteil dieser Vermö-

gen ist in Wohnungen, Büros oder als Produktivkapital in Unternehmen 

gebunden, die Arbeitsplätze zur Verfügung stellen. Stattdessen sollte der 

materiellen Ungleichheit durch eine gezieltere Vermögensbildung insbe-

sondere von wirtschaftlich schwachen Bevölkerungsgruppen entgegen-

gewirkt werden.  

Beispiel II: Grundrisiken verlässlich absichern  

Unter Bedingungen stagnierender bzw. rückläufiger öffentlicher Mittel und 

steigender sozialer Lasten muss sich der Staat im Bereich der sozialen 

Sicherung künftig auf allgemeine, steuerfinanzierte Grundsicherungen 

beschränken. Dadurch würde verhindert, dass geringe Arbeitseinkommen 

zu Einkommensarmut, insbesondere im Alter, führen. Darüber hinaus 

würde dem Wunsch der Bevölkerung Rechnung getragen, Einkommens-

unterschiede möglichst gering zu halten.138 Indem sich der Staat bei der 

                                            
136

  Vgl. Hartmann (1995), Hartmann (2004) sowie Hartmann/Kopp (2001). 
137

  Geringverdiener werden in Deutschland stärker belastet als in vielen anderen früh industrialisierten 
Ländern. So musste 2010 beispielsweise ein alleinerziehender Geringverdiener 30 Prozent seines 
Bruttoverdienstes einschließlich Sozialbeiträgen des Arbeitgebers an Steuern und Sozialabgaben an 
den Staat und damit 14 Prozentpunkte mehr als im OECD-Durchschnitt abführen. Vgl. OECD 
(2011b). 

138
  Vgl. Ernst Freiberger Stiftung (2010), S. 30 f. 
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Alters-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosensicherung auf eine Grundver-

sorgung beschränkt, würden die Prinzipien der Subsidiarität berücksich-

tigt und zugleich die Systeme demographiefester gemacht. Konzepte 

hierfür sind vorhanden.139 Sie müssten allerdings an die sich weiterent-

wickelnden demographischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

angepasst werden.  

Beispiel III: Unzumutbare Härten bei der Verteuerung von Ressourcen 

dämpfen 

Eine weitere wichtige Aufgabe des Staates, aber auch der Gesellschaft 

ist die Dämpfung unzumutbarer und deshalb den gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt sprengender Härten, die wirtschaftlich Schwache bei einer 

starken Verteuerung von Ressourcen einschließlich Energie und Nah-

rungsmitteln anderenfalls erleiden würden. Dies ist in gewissem Umfang 

durch eine Inflationsindexierung von Transfereinkommen, namentlich Ar-

beitslosengeld II und gesetzliche Grundsicherung möglich. Allerdings 

dürfte das nicht ausreichen, da wirtschaftlich schwache Haushalte einen 

weit überproportionalen Anteil ihrer Einkommen für eben jene Güter auf-

wenden müssen, die sich nach Lage der Dinge besonders stark verteuern 

dürften. Deshalb könnten gesonderte Zuschläge erforderlich sein, die  

über einen allgemeinen Inflationsausgleich hinausgehen. Allerdings soll-

ten diese nicht so bemessen werden, dass wirtschaftlich schwache 

Haushalte von der gezielten Verteuerung von Energie und anderen Res-

sourcen140 überhaupt nicht betroffen werden. Auch sie sollen im Rahmen 

ihrer Möglichkeiten ihren Ressourcenverbrauch einschränken.  

                                            
139

  Beispiele hierzu sind u.a. die solidarische Grundsicherung im Alter des IWG BONN oder das Konzept 
eines Grundeinkommens des ehemaligen Thüringer Ministerpräsidenten Dieter Althaus. Auch die 
Hartz-Kommission hatte in ihrem ersten Entwurf vorgeschlagen, das Arbeitslosengeld I für alle ein-
heitlich zu bemessen und zeitlich zu begrenzen.  

140
  Vgl. Ziff. 5.4. 
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5.6 Internationale Zusammenarbeit vorantreiben 

Da die nachteiligen Folgen materiell aufwändiger Wirtschafts- und Le-

bensweisen längst nicht mehr auf die früh industrialisierten Länder be-

schränkt und diese darüber hinaus für einen Großteil von Umweltschäden 

in den noch weniger entwickelten Ländern verantwortlich sind, ist eine in-

ternationale Zusammenarbeit dringend geboten. Wie Untersuchungen 

zeigen, wurde beispielsweise von 1990 bis 2008 in den weniger entwi-

ckelten Ländern bei der Produktion von Exportgütern für die früh industri-

alisierten Länder fünf mal mehr CO2 ausgestoßen, als die früh industriali-

sierten Länder selbst in ihrer heimischen Produktion einsparten.141 

Zugleich erhöht eine solche auf kulturelle Erneuerung ausgerichtete Zu-

sammenarbeit die Einsichtigkeit und Wirksamkeit der ergriffenen Maß-

nahmen. Doch bisher gibt es kaum überzeugende globale Strukturen, die 

dazu beitragen, dass in den früh industrialisierten Ländern materiell auf-

wändige Wirtschafts- und Lebensweisen überwunden, in den spät indust-

rialisierten Ländern rechtzeitig ressourcenschonende Produktionsstruktu-

ren und Konsummuster etabliert sowie die Lasten der Schäden, die durch 

die Wachstums- und materielle Wohlstandsfokussierung insbesondere in 

den spät industrialisierten Ländern verursacht wurden, global gerecht ver-

teilt werden. Folglich müssen möglichst viele früh industrialisierte Länder 

vor allem in Europa für eine kulturelle Erneuerung gewonnen sowie Insti-

tutionen, Regeln und Mechanismen für globale Kooperationen entwickelt 

werden.  

Hierzu wurden bereits diskussionswürdige Vorschläge vorgelegt.142 

Deutschland muss hier auf mehreren Ebenen aktiv werden: auf der euro-

päischen Ebene, als Mitglied der G20, in der Allianz mit wichtigen 

Schwellenländern wie China, Indien und Brasilien sowie als Mitglied der 

UNO. Beispielsweise sollte Deutschland seine Beschlüsse zur Energie-

wende in der EU zur Diskussion stellen und darauf dringen, dass diese in 

                                            
141

  Vgl. Peters u.a. (2011). 
142

  Vgl. WBGU (2011). 
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eine zukunftsfähige europäische Energiestrategie eingebettet werden, die 

über das Jahr 2020 hinaus reicht.143 Auf den anderen Ebenen muss 

Deutschland seinen Einfluss geltend machen, um beispielsweise - wie 

vom WBGU gefordert144 - auf der Rio+20 Konferenz inhaltliche Ziele und 

Organisationsstrukturen zu verabschieden, die zu ressourcenschonende-

ren Produktionen, Konsummustern und Lebensstilen führen.  

                                            
143

  Bisher reichen wichtige EU-Vereinbarungen wie die so genannte Europa 20-20-20-Strategie, wonach 
die Treibhausgasemissionen und der Energieverbrauch um 20 Prozent gesenkt sowie 20 Prozent des 
Energiebedarfs aus erneuerbaren Quellen gedeckt werden sollen, nur bis 2020. Vgl. Europäische 
Kommission (2011c). 

144
  Vgl. WBGU (2011), S. 19 ff. 
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